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Helmut Zilk 
BQrgermeister und Landeshauptmann 
von Wien 

Nichts wäre katastrophaler, als wenn GroBstädte gerade heute ihrer Entwicklung, ihrer Verände- 

rung, ihrer Ausdehnung tatenlos und planlos zusehen wörden. Ein Stadtentwicklungsplan, wie 

er uns nun vorliegt, bietet die Möglichkeit, könftig drohende Gefahren und unerwönschte Ent- 

wicklungen, aber auch Chancen fröhzeitig zu erkennen und rechtzeitig die erforderlichen Maß- 
nahmen in die Wege zu leiten. 

Ohne Stadtentwicklungsplanung gäbe es noch mehr Fehlplanungen, als unvorhersehbare Ereig- 

nisse und Entwicklungen ohnedies bewirken. Ohne vorausschauende Stadtentwicklungspla- 
nung könnte man bestenfalls aus eingetretenen Fehlern oder Irrtömern lernen. Ohne Stadtent- 
wicklungsplanung wörds die Kommunalpolitik in der Vorstellungswelt der Vergangenheit verhar- 

ren. Mit den Erkenntnissen, Erfahrungen und Methoden der Vergangenheit lassen sich die 
Probleme der Zukunft jedoch oft nicht befriedigend lösen. Keinesfalls soll oder kann der Stadt- 
entwicklungsplan ein starres Korsett sein. Er Ist auch kein Magistratsentwicklungsplan, der von 

der Gemeinde finanziert werden sollte. Der vorliegende Stadtentwicklungsplan ist vielmehr ein 
flexibler Handlungsrahmen för die kommunale Tätigkeit. Er formuliert die Ziele der Stadtent- 
wicklungspolitik, an denen sich Verwaltung und Sörger orientieren können. Er zeigt den Weg, 
den wir einschlagen wollen, und er zeigt die Maßnahmen auf, die zu ergreifen sind. Der Stadtent- 
wicklungsplan ist sine Vision, die sich aber nicht von selbst einstellt, sondern nur mit Anstren- 

gungsn erreicht werden kann. Er Ist Ausdruck des politischen Wollene, und dieses politische 
Wollen muß stets mit den Möglichkeiten und den jeweiligen Gegebenheiten in unserer Stadt in. 
Einklang gebracht werden. 

So flexibel dieser Plan sein soll, möchte ich als Börgermeister doch klar und unmlBverständlich 

klarstellen, daB ich persönlich daröber wachen werde, daB sich die Kommunalpolitik bei den Ta- 

gssentscheidungen in dem vom Stadtentwicklungsplan vorgegebenen Rahmen hält, und zwar 

nicht nur an den Wortlaut, sondern auch an den Geist des Stadtentwicklungsplans. 



Fritz Hofmann 
Amtsführender Stadtrat für 
Stadtentwicklung und Stadterneuerung 

Wesentliche Veränderungen in der gesellschaftlichen Entwicklung haben schon immer ein Über- 
denken der Entwicklungsvorstellungen ausgelöst. So ist der vorliegende Stadtentwicklungsplan 
nicht zuletzt durch das Ende der Ära eines ständigen Wirtschaftswachstums und durch das Um- 

denken von einer unbeschränkten Fortschrittsgläubigkeit zur Erhaltung von Werten und zum 
Schutz der Umwelt ausgelöst worden. Er kennzeichnet schlieölich auch die endgöltige Wende 
von einer Phase intensiver Stadterweiterung zur Stadterneuerung. 
Trotz zweifellos vorhandener lzrbensqualität in Wien werden die meisten Menschen tagtäglich 
mit Problemen konfrontiert, die sie gelöst oder zumindest gemildert sehen wollen. Mit dem 
Stadtentwicklungsplan zeigt sich der Wille der Stadtverwaltung, diese Probleme zu bewältigen 
und die Zukunft der Stadt positiv zu gestalten. Dabei soll nicht verschwiegen werden, daö in vie- 
len Bereichen lösungen erst gefunden werden mössen, daö es zwar Vorstellungen Ober die Ziel- 
richtung gibt, aber oft der Weg zur Realisierung dieser Visionen erst gesucht werden muö. 
Trotz aller Bemöhungen um eine bewuöte und vorausschauende Planung wissen wir nur sehr we. 
nig daröber, wie unsere Zukunft aussehen wird. Die Planung darf daher nicht auf das Erreichen 
eines bestimmten Endzustandes ausgerichtet werden, sondern muö den Rahmen för verschiede- 
ne Entwicklungsmöglichkeiten offen halten. Dabei sind der Mut zum Experiment und der Wille, 
tatsächliche oder vermeintliche Sachzwänge zu Oberwindsn, ebenso wichtig wie das Erkennen 
von Fehlern und die Bereitschaft, aus Fehlern zu lernen und för neue Entwicklungen offen zu 
sein. 
Mit dem Stadtentwicklungsplan ist der Name von Univ:Prof. Dipl. -lng. Dr. Rudolf Wurzsr untrenn- 
bar verbunden. In seiner Amtszeit als Stadtrat för Stadtplanung wurde mit der Ausarbeitung be- 
gonnen, der erste Entwurf wurde von ihm 1981 vorgelegt. 
Der Stadtentwicklungsplan ist nicht das Werk einzelner Dienststellen oder Personen, sondern 
das Ergebnis der gemeinsamen Arbeit der gesamten Verwaltung und einer breiten Diskusssion 
in der Öffentlichkeit. Trotzdem möchte ich der MA 18 als federföhrender Dienststelle besonderen 
Dank und Anerkennung för die hervorragende fachliche Arbeit aussprechen, die geleistet wurde. 
Ebenso möchte ich dem Koordinationsböro der Magistratsdirektion und den Abteilungen 4— 
Allgemeine Finanz- und Wirtschaftsangelegenheiten, 19 — Stadtgestaltung und 21 — Flä- 
chenwidmungs- und Bebauungsplan sowie allen anderen Stellen, die Beiträge geleistet haben, 
sehr herzlich danken. Aus der groBen Zahl der beteiligten Beamten will ich nur jene heraus- 
heben, die sich im Rahmen des Arbeitskreises Stadtentwicklungsplan durch ihren Einsatz und 
Ihre Initiative, aber auch durch ihre Beharrlichkeit besondere Verdienste um den erfolgreichen 
Abschluö einer mehr als siebenjährigen Arbeit erworben haben. Es sind das vor allem der Leiter 
des Arbeitskreises Stadtentwicklungsplan Dipl:Ing. Georg Kotyza sowie Dlpl. -lng. Herbert Bin- 
der, Hans-Jörg Hansely, Dipl. -lng. Wilhelm Kainrath, Heinz Matuschka, Dr. Manfred Schopper 
und Dipl:Ing. Peter Wönschmann. 

Der Stadtentwicklungsplan soll nicht das Ende einer langjährigen planungstätigkeit sein, son- 
dern ist der Beginn einer neuen Planungsära, in der weniger als bisher die Sachzwänge, sondern 
die Bsdörfnisss der Menschen im Vordergrund stehen, in der es aber auch gilt, einen Ausgleich 
zwischen dem Allgemeinwohl und dem Einzelinteresse, zwischen der Gesamtstadt und dem ein. 
zeinen Stadtteil zu finden. 



Der Stadtentwicklungsplan für Wien stellt einen übergeordneten Orientierungsrahmen für wesentliche Aktivitäten in der Stadt 
dar. Er basiert auf einer Analyse der bisherigen und absehbaren Entwicklungsvorgänge und beinhaltet Ziele und /j/faBnahmen 
in allen raumwirksamen Sachbereichen. Das Kernstück des Stadtentwicklungsplans ist das Räumliche Entwicklungskonzept/ 
danach soll der Stadterneuerung Priorität eingeräumt werden, wobei allmahlich eine Auflockerung des dichtbebauten Gebiets 
anzustreben ist. Die noch notwendige Stadterweiterung soll auf asiedfungsachsen" entlang leistungsfähiger öffentlicher Ver- 

kehrslinien begrenzt werden, denen „Betriebsgebiete" zuzuordnen sind. Zwischen den Siedlungsachsen wenden Arünkeilsr' 
angeordnet, die mit dem „Grüngürtel" und anderen bestehenden Grünanlagen und -verbindungen ein zusammenhängendes 
Grünsystem ergeben. Die Hauptzentren innerhalb des Gürtels sollen stabilisiert, die Haupt- und Bezirkszentren auBerhafb des 
Gürtels besonders gefördert werden. 
Zur Umsetzung des Stadtentwicklungsplans sind Verbesserungen in der Verwaltungsorganisation erforderlich, ebenso ist das 
Planungsverfahren anzupassen. Die verstärkte Einbeziehung der Bevölkerung und die Unterstützung der Eigeninitiative wird an- 
gestrebt. Der Stadtentwicklungsplan soli in periodischen Zeiträumen fortgeschrieben und neuen Entwicklungen angepaät 
werden. 

Stadtentwicklungsplan Wien 
Kurzfassung 

Einleitung 
Eine Stadt entwickelt sich nur sehr lang- 
sam. Ihr räumliches Erscheinungsbild, ihre 
städtebauliche Struktur, das Netz der Ver- 

kehrswege und ihre Bauwerke, kurz: ihre 
Gestalt, kann nur in sehr langen Zeiträu- 
men nachhaltig verändert werden. Eine 
Stadtverwaltung braucht daher langfristige 
Ziele, die geeignet sind, die Kontinuität 
und Stabilität der Planung zu gewährlei- 
sten. 
Anderseits erfolgen gesellschaftliche Än- 

derungen ungleich rascher. Die wirtschaft- 
liche Entwicklung, die Verschiebungen in 

der Bevölkerungsstruktur, die Einstellung 
der Bevölkerung zu wichtigen Problemen 
ändern sich schneller, als es die Stadt- 
struktur vermag, trotzdem haben sie 
nachhaltige Auswirkungen auf das Er- 

scheinungsbild der Stadt. Auch diesen 
Anforderungen muB eine Stadtverwaltung 
nachkommen, indem sie Konzepte und Plä- 
ne entwickelt, die nicht als starres Korsett 
von geänderten Voraussetzungen Oberrollt 
werden. 
Der Stadtentwicklungsplan ist daher nicht 
auf das Erreichen eines — aus heutiger 
Sicht — erstrebenswerten Endzustandes 
ausgerichtet, sondern ist ein Orientie- 
rungsrahmen för die unzähligen gesteuer- 
ten und ungestsuerten Aktivitäten in unse- 
rer Stadt, dessen Fortschreibung die for die 
Stadtentwicklung wichtigen Änderungen 
berocksichtigen muB. , 
Der Stadtentwicklungsplan fohrt die Pla- 
nungskonzepte fort, die in der 2. Republik 
mehrmals als Grundlage der Aufbauarbeit 
in dieser Stadt dienten: 
~ 1945/46 wurde in der „Enquete för den 
Wiederaufbau der Stadt Wien" ein 
14-Punkte-Programm zur Stadtentwicklung 
ausgearbeitet. 
~ 1952 wurde im Wiener Gemeinderat das 
„8-Punkte-Programm des sozialen Städte- 
baus in Wien" vorgelegt. 
~ 1961 nahm der Wiener Gemeinderat das 
„Planungskonzept Wien" an, in dem die 
Planungsgrundsätze in 11 Punkten zusam- 
mengefaßt waren. 
~ 1972 wurden die „Leitlinien for die Stadt- 
entwicklung" vorgelegt und in der an- 

Überörtliche Raumordnung 
Bevölkerung 
Wirtschaft und Finanzen 
Wohnungswesen 

April 1978 
April 1978 
Juli 1978 
Juli 1978 

schlieBenden „Wiener Stadtentwicklungs- 
Enquete 1972/73" in zehn Arbeitskreisen 
diskutiert. 

Ende 1976 beauftragte Börgermeister Mag. 
Leopold Gratz die damalige Geschäfts- 
gruppe Stadtplanung unter der Leitung von 
Stadtrat Univ;Prof. Dipl. -lng. Dr. Rudolf 
Wurzer, in Zusammenarbeit mit den ande- 
ren Geschäftsgruppen des Magistrats und 
der Magistratsdirektion, einen Stadtent- 
wicklungsplan auszuarbeiten. 
Zur Durchföhrung der Bearbeitungen wur- 
de ein „Arbeitskreis Stadtentwicklungs- 
plan" in der MA18 — Stadtstrukturplanung 
eingerichtet. Zur notwendigen Koordinie- 
rung innerhalb des Magistrats wurde ein 
„Arbeitsausschuß Stadtentwicklungsplan" 
unter der Leitung des Koordinationsbiiros 
der Magistratsdirektion gebildet, in dem 
sämtliche Geschäftsgruppen vertreten 
waren. 
För den Sachbereich Verkehr wurde im 

Frohjahr 1977 ein eigener Arbeitskreis ein- 
gerichtet, um eine Verkehrskonzsption zu 
erarbeiten, die zugleich Teil des Stadtent- 
wicklungsplans sein sollte. Zu diesem Ar- 

beitskreis wurden auch Vertreter anderer 
mit Vsrkehrsfragen befaBter Stellen und in- 

teressensvertretungen sowie eine Reihe 
von Gutachtern beigezogen. 
Die Ausarbeitung des Stadtentwicklungs- 
plans erfolgte zunächst nach Sachberei- 
chen. Jeder Sachbereich enthielt eine um- 

fassende Bestandsanalyse, die sich ab- 
zeichnenden Entwicklungstendenzen und 
die anrustrebenden Ziele. Nach eingehen- 
der Diskussion und Abstimmung mit den 
wichtigsten gesetzlichen Interessensver- 
tretungen (Arbeitsrkammer, Handelskam- 
mer, Landwirtschaftskammer) wurde jeder 
Sachbereich im Gemeinderatsausschuß 
for Stadtplanung unter Beiziehung von Ver- 

tretern jener Gemeinderatsausschösse er- 

örtert, deren Zuständigkeit beröhrt war. Da- 
nach wurden die Arbeitsergebnisse als 
„Diskussionsgrundlage" veröffentlicht: 

DK 711. 4. sei. r (43444) 

Technische Dienstleistungen Sept. 1978 
Arbeitsmarkt Nov. 1978 
Sozial- und Gesundheitswesen Dez. 1978 
Verkehr Jän. 1979 
Natörliche Lebensgrundlagen Mai 1979 
Stadterneuerung und Boden- 
ordnung 
Bildung 
Grönraum, Freizeit und Erho- 
lung Sept. 1980 
Siedlungsstruktur Juli 1981 

Die wichtigsten Entwicklungstendenzen, 
Ziele und MaBnahmen sämtlicher Sachbe- 
reiche wurden schließlich als „Stadtent- 
wicklungsplan för Wien — Entwurf" im 

September 1981 veröffentlicht. 
In der Zwischenzeit wurde der Sachbereich 
Verkehr (als Teil A der Verkehrskonzeption) 
durch einen Teil B (MaBnahmen und Priori- 
täten) ergänzt und als, verkehrskonzeption 
för Wien" dem Gemeinderat vorgelegt. In 

seiner Sitzung am 29. 4. 1980 hat der Ge- 
meinderat die im Teil A genannten Ziele för 
die zukönftige Verkehrsentwlcklung in 

Wien als Grundlage för alle Planungs- und 
DurchföhrungsmaBnahmen im Bereich des 
Verkehre zustimmend zur Kenntnis genom- 
men und beschlossen, den Magistrat zu be- 
auftragen, alle notwendigen Vorkehrungen 
zur Verwirklichung der im Teil B angeföhr- 
tsn Maßnahmen und Prioritäten zu treffen. 
Ferner sah der Gemeinderatsbeschluß vor, 
fQr bestimmte „wichtige" MaBnahmenbe- 
reiche „kurz- und mittelfristige DurchfQh- 
rungsprogramme sowie entsprechende Fi- 
nanzprogramme" zu entwickeln und in den 
Voranschlägen bzw. im mittelfrlstlgen Fi- 
nanz- und Investitionsplan zu berOcksichti- 
gen. Weiters wurde mit diesem BeschluB 
festgelegt, daB die vorgeschlagenen län- 
gerfristigen Leitbilder und MaBnahmsn so- 
weit zu beröcksichtigen und abzusichern 
sind, daB die Verwirklichung „nicht er- 
schwert oder unmöglich gemacht wird", 
und schlieBlich, daB die Verkehrskonzep- 
tion und die aus ihr abgeleiteten Pro- 
gramme fortzuschreiben sind. 
Mit der Veröffentlichung des „Entwurfs" Im 
September 1981 und der gleichzeitig eröff- 
neten Ausstellung „Wien 2000" im Messe- 
paiast wurde die erste öffentliche Diskus- 



sionsphase eingeleitet. Es wurden Stel- 
lungnahmen der Ministerien, von wichtigen 
Bundesstellen, der Länder Niederöster- 
reich und Burgenland, der Bezirke, der 
Kammern und von anderen wichtigen inter- 
essensvertretungen eingeholt. Mit einer 
Postwurfsendung an jeden Haushalt wurde 
die Bevölkerung informiert und zur Stel- 
lungnahme eingeladen. Mehr als 1400 Stel- 
lungnahmen von Einzelpersonen sind ein- 
gelangt, die etwa 4800 Äußerungen und 
Vorschläge zu einzelnen Problemen umfaß- 
ten. In mehreren Bürgerversammlungen 
hatten die Wienerinnen und Wiener Gele- 
genheit, ihre Anliegen direkt vorzubringen. 
Die Ausstellung „Wien 2000" im Messe- 
palast wurde von etwa 25000 Bürgern be. 
sucht. 
Nach Änderung der Geschäftseinteilung 
im Frühjahr 1983 wurde der ursprüngliche 
Entwurf unter Berücksichtigung der einge- 
langten Stellungnahmen überarbeitet und 
aktualisiert. Da viele Stellungnahmen ins- 
besondere der Bezirke intensiv auf räumli- 
che Fragen der Nutzungsverteilung eingin- 
gen, wurden die im Abschnitt „Räumliches 
Entwicklungskonzept" enthaltenen Ziele 
der räumlichen Stadtentwicklung detail- 
liert und konkretisiert und anläBlich einer 
Enquete am 29. 6. 1984 in einer eigenen 
Broschüre veroffentlicht. Zum gleichen 
Zeitpunkt erfolgte eine Veröffentlichung 
der wichtigsten politischen Grundsätze für 
die anzustrebende Stadtentwicklung. In 

der Enquete wurden die Wienerinnen und 
Wiener nochmals aufgerufen, ihre Mei- 
nung zum nun vorliegenden Teil 1 — Politi- 
sche Grundsätze und zum Teil 2 — Räumli- 
ches Entwicklungskonzept mitzuteilen. 
EinschlieBlich der Wortmeldungen bei der 
Enquete sind 104 Stellungnahmen mit ins- 
gesamt Ober 500 Anregungen und Wün- 
schen eingelangt, die weitestgehend in die 
vorliegenden Teile 1 und 2 eingearbeitet 
wurden. Der Teil 2 wurde dabei um den Ab- 
schnitt 3 — Räumliche Ziele für die Stadt- 
teile und um den Abschnitt 4 — Karten 
1: 50000 ergänzt. 
Der Stadtentwicklungsplan ist folgender- 
maBen gegliedert: 
Der Teil 1 — Politische Grundsätze und der 
Teil 2 — Räumliches Entwicklungskonzept 
haben als Grundlage den Teil 3 — Aufgaben- 
schwerpunkte nach Sachbereichen. Der 
Teil 3 baut auf den bisher veröffentlichten 
Sachkapiteln auf; diese liegen einerseits in 

Form von 13 Einzelbänden, die zwischen 
1978 und 1981 erschienen sind, und ander- 
seits in Form des zusammenfassenden 
„Entwurfs" des Stadtentwicklungsplans 
aus dem Jahre 1981 vor. Der Teil 3 enthält 
jene konkreten Ziele und MaBnahmen, die 
sich aus den politischen Grundsätzen des 
Teils 1 und den räumlichen Entwicklungs- 
vorstellungen des Teils 2 ergeben. 
Am 22. November 1984 beschloß der Wie- 
ner Gemeinderat den folgenden Antrag der 
MA 18 — Stadtstrukturplanung: 

Antrag 

1. Der Gemeinderat der Stadt Wien stimmt 
dem Stadtentwicklungsplan, bestehend 
aus Teil 1 — „Politische Grundsätze" und 
Teil 2 — „Räum/iches Entwicklungskon- 
zept", in der vorliegenden Form zu. 
2. Der Teil 3 — wAufgabenschwerpunkte 
nach Sachbereichen" bildet einerseits die 

Grundlage von Teil 1 und Teil 2 und enthält 
andererseits die detaillierten Ziele und 
MaBnahmen, die sich aus den politischen 
Grundsätzen des Teiles 1 und den räumli- 
chen Entwicklungsvorstellungen des Tei- 
les 2 ergeben. Diese Ziele und Maßnahmen 
sind in Form von Sachkonzepten zu verfol- 
gen. 

3. Der Stadtentwicklungsplan ist Leitlinie 
für die Organe der Stadt Wien, fütr alle 
städtischen Dienststellen, die Wiener 
Stadtwerke und die im Rahmen der Privat- 
wirtschaftsverwaltung tätigen Fonds oder 
Betriebe. Er ist bei der Erstellung und Fort- 
schreibung von Fachplanungen, räumli- 
chen Planungen und Investitionsplanun- 
gen sowie bei Entscheidungen, die für 
die Stadtentwicklung von Bedeutung sind, 
zu berücksichtigen. Eine unmittelbare 
Rechtsverbindlichkeit für den Bürger kann 
aus dem Stadtentwicklungsplan nicht ab- 
geleitet werden. 

4. Anträge an den Gemeinderat und andere 
wichtige Entscheidungen, die von Bedeu- 
tung für die Stadtentwicklung sind, haben 
sich am Stadtentwicklungsplan zu orien- 
tieren. Abweichungen sind entsprechend 
zu begründen. 

5. Zur Beratung des Stadtsenats und des 
Gemeinderats wird eine Kommission ein- 
gerichtet, in der alle Ressorts politisch ver- 
treten sind (Stadtentwicklungskommis- 
sion). Sie soll mit wesentlichen Fragen der 
Stadtentwicklung befaßt werden. Ins- 
besondere hat sie jene Konzepte und MaB- 
nahmen zu beraten, die eine Änderung des 
vorliegenden Stadtentwicklungsplans be- 
wirken könnten. 
6. Um die Kontinuität und Stabilität der Pla- 
nung zu gewährleisten und die Leitbild- 
funktion des Stadtentwicklungsplans wirk- 
sam werden zu lassen, ist das bestehende 
Planungsinstrumentarium auf die Anforde- 
rungen der Stadtentwicklungsplanung aus- 
zurichten. Das in der Praxis bestehende 
einstufige Planungsinstrument Flächen- 
widmungs- und Bebauungsplan soll daher 
schrittweise in ein zweistufiges überge- 
führt werden. 

7. Der Magistrat wird beauftragt, durch ge- 
eignete Maßnahmen sicherzustellen, daB 
die Tätigkeit der Verwaltung sowie aller 
sonstigen Stellen im Einflußbereich der 
Stadt Wien, die für die Stadtentwicklung 
wesentliche Aufgaben erfüllen, auf den 
Stadtentwicklungsplan abgestimmt wird. 
Der Teil 2 — „Räumliches Entwicklungs- 
konzept" ist durch die nachfolgenden Pla- 
nungsebenen (Bezirksentwicklungsplan, 
Flächenwidmungsplan, Bebauungsplan) 
zu konkretisieren. 

8. Der Magistrat wird beauftragt, den Stadt- 
entwicklungsplan fortzuschreiben. Diese 
Fortschreibung muB die für die Stadtent- 
wicklung bedeutsamen Änderungen (Pla- 
nungs- und Realisierungsmaßnahmen) be- 
rücksichtigen. 
9. Die Finanzierung der geplanten Stadt- 
entwicklung ist — entsprechend den je- 
weils politisch zu setzenden Prioritäten 
und im Einklang mit den budgetären Mög- 
lichkeiten — zu gewährleisten. 

10. Der Magistrat wird beauftragt, den 
Stadtentwicklungsplan zu drucken und zu 
veröffentlichen. 

Dem Antrag an den Gemeinderat lagen fol- 
gende Beilagen bei: 

~ Stadtentwicklungsplan Teil 1— 
Politische Grundsätze 

~ Stadtentwlcklungsplan Teil 2— 
Räumliches Entwicklungskonzept 

~ Stadtentwlcklungsplan Teil 3— 
Aufgabenschwerpunkte nach 
Sachberelchen 

~ Ergebnisse der öffentlichen Diskussion 

Erste Diskussionsphase 1981/82 
1. Stellungnahmen des Bundes, der Länder 
und der Interessensvertretungen 
2. Stellungnahmen der Bezirke 
3. Äußerungen aus der Bevölkerung 

Zweite Diskussionsphase 1984 
4. Stellungnahmen der Interessensvertre- 
tungen und ÄuBerungen aus der Bevölke- 
rung 

Auswertungen 
5. Zusammenfassender Bericht zu den 
Stellungnahmen des Bundes, der Länder, 
von Interessensvertretungen und Bezirken 
6. Auswertung der Äußerungen aus der Be- 
völkerung 

Dem Stadtentwicklungsplan kommt eine 
bedeutende Aufgabe als langfristiges 
Koordinierungsinstrument zu. Mit der Ver- 
bindlichkeit von wesentlichen Zielen und 
Grundsätzen der Stadtentwicklung wird 
eine bessere Koordinierung der Tätigkeit 
der Stadtverwaltung erzielt, aber auch der 
Bürger wird Ober langfristige Absichten der 
Stadtverwaltung hinreichend informiert. 
Um die Wirksamkeit des Stadtentwick- 
lungsplans sicherzustellen, soll eine Kom- 
mission eingerichtet werden, die mit 
wesentlichen Fragen der Stadtentwicklung 
befaßt werden soll. Auch das Planungs- 
instrumentarium soll stärker auf die Anfor- 
derungen der Stadtentwicklungsplanung 
ausgerichtet werden. Dazu gehort die Ver- 

folgung der Ziele und Maßnahmen in Form 
von Sachkonzepten, die Konkretisierung 
der räumlichen Entwicklungsvorstellungen 
in den nachfolgenden Planungsebenen 
(Bezirksentwicklungsplan, Flächenwid- 
mungsplan, Bebauungsplan), die schritt- 
weise Einrichtung eines zweistufigen Pla- 
nungsverfahrens und eine stärkere Infor- 
mation und Mitwirkung der Betroffenen. 
Durch eine Fortschreibung in Form einer 
regelmäßigen Berichterstattung sollen die 
Entscheidungsträger und die Öffentlich- 
keit die Wirksamkeit des Stadtentwick- 
lungsplanes überprüfen können. 
Der Stadtentwicklungsplan baut in vielem 
auf früheren Konzepten und den Diskussio- 
nen darüber auf. Er versucht aber gleichzei- 
tig, die Veränderungen der Entwicklung 
und des BewuBtseins der Menschen zu be- 
rücksichtigen und dabei in die Zukunft zu 
blicken. Dazu genügt es nicht, gegenwärti- 
ge Erscheinungen einfach fortzuschreiben. 
Dem Stadtentwicklungsplan liegt eine 
Vision Ober eine Zukunft zugrunde, die 
nicht automatisch zustande kommt, son- 
dern deren Verwirklichung erst gesell- 
schaftliche Anstrengungen erfordert. 

Dipl. -lng. Georg Kotyza 
terter des Areertskrerses 

Stadtentwteklungeptan 



Grundsätze der Wiener 
Stadtentwicklungspolitik 

Die moderne Gesellschaft ist nicht mit 
wenigen Begriffen erfaßbar; in ihr wirken 
nicht einfache Kräfte, die man mit „gut" 
oder „schlecht" klassifizieren könnte, die 
man uneingeschränkt bejahen oder ableh- 
nen könnte. Man wird ihr eher gerecht, 
wenn man sich auf die vielfältigen und ein- 
ander oft widersprechenden Erscheinun- 
gen und Bewegungen einläßt. In diesem 
Sinne sollen die folgenden Grundsätze der 
Wiener Stadtentwicklungspolitik aufge- 
faßt werden; als grober Orientierungsrah- 
men für die weiteren Verfeinerungen, als 
Versuch, einen Ausgleich im oft unüber- 
sichtlichen Feld gesellschaftlicher Wider- 
sprüche zu finden. Sie sollen besonders 
dann beachtet werden, wenn der finanziel- 
le Spielraum für expansive Investitionen 
enger wird. 

Verbesserung der Lebensverhältnisse 

In den letzten Jahrzehnten standen alle 
politischen Bemühungen im Dienste der 
Verbesserung der allgemeinen Lebensver- 
hältnisse. Dieser Grundsatz soll nicht ver- 

lassen werden, wenngleich in Zukunft das 
Ziel neu zu beschreiben ist. So bleibt die 
Sicherung eines ausreichenden Wirt- 
schaftswachstums wichtiger Eckpfeiler 
der Wirtschaftspolitik; weiterhin gilt die 
Vollbeschäftigungspolitik als Basis von all- 

gemeiner Wohlfahrt. Es geht in erster Linie 
um die Verbesserung jener Lebensberei- 
che, wo Defizite entstanden sind. Sei es, 
daß manche sozialen Gruppen, sei es, daß 
manche Stadtgebiete unter Nachholbedarf 
leiden. Auch ist inzwischen klar geworden, 
daß nicht rundweg auf allen Gebieten wei- 

teres quantitatives Wachstum wünschens- 
wert sein kann, sondern daß unterschied- 
liche qualitativ zu beschreibende Verbes- 
serungen anzustreben sind. 

Gesunde Umwelt 

Das undifferenzierte Wachstum findet un- 

ter anderem dort seine Schranken, wo die 
Gefahr der Zerstörung wertvoller natür- 

licher Umweltbereiche droht. Daher muß 
die Erhaltung, Pflege und Verbesserung 
einer gesunden Umwelt mehr in den Vor- 

dergrund gerückt werden. Die Umwelt er- 

halten und verbessern bedeutet, zur Ver- 

besserung der Lebensverhältnisse beitra- 
gen und die „Stadtf lucht" reduzieren. 

Soziale Gerechtigkeit 

Soziale Gerechtigkeit anstreben heißt, 
mehr wollen als rechtliche Gleichstellung 
aller Bürger (die sollte selbstverständlich 
sein); es bedeutet den Versuch, soziale Be- 
nachteiligungen von Einzelpersonen und 

Gruppen zu vermindern oder wenigstens zu 
mildern. Es bedeutet auch, den Menschen 
soziale Sicherheit und in allen Stadtteilen 
eine Grundausstattung an Versorgungsein- 
richtungen anzubieten. Alle Menschen, 
alle geseüschaftlichen Gruppen sollen die 
gleichen Chancen für ein erfü/ltes, befrie- 
digendes Leben in der Stadt haben. 

Solidarität 

Die Lebensqualität in der Stadt hängt auch 
davon ab, wieweit es gelingt, den Wert der 
solidarischen Verbundenheit allen Bürgern 
bewu8t zu machen; Toleranz, gegenseiti- 
ges Verständnis, gegenseitige Hilfe sind 
die wichtigsten Kennzeichen der Solidari- 
tät in der Stadt, aber auch die Einsicht, daß 
ein Ausgleich zwischen dem Allgemein- 
wohl und dem Einzelinteresse, zwischen 
der Gesamtstadt und einem einzelnen 
Stadtteil anzustreben ist. 

Städtische Reichhaltlgkeit 

Eine Großstadt wird ihrer Rolle nur gerecht, 
wenn sie eine Vielfalt von Menschen, Tätig- 
keiten und Einrichtungen aufnimmt. Wie 
immer geartete Gleichförmigkeiten müß- 
ten das städtische Leben verarmen lassen. 
So soll es sowohl eine breite Grundaus- 
stattung in den einzelnen Stadtteilen als 
auch eine Vielzahl von Spezialeinrichtun- 
gen in der Stadt geben. Die städtische 
Reichhaltigkeit soll Kindern und Jugend- 
lichen, Familien und Senioren bei der 
Lebensführung helfen und vielfältige Mög- 
lichkeiten zur eigenständigen Entwicklung 
bieten. 

Mitwirkung und Selbstbestimmung 

Die Mitwirkung der Bevölkerung am Stadt- 
entwicklungsprozeß und die vermehrte 
Selbstbestimmung in ihrem eigenen Um- 

feld sind Ziele, deren Bedeutung in den 
letzten Jahren zunahm. Mitwirkung und 

vermehrte Selbstbestimmung hängen mit 

der gestiegenen Bildung und der zuneh- 
menden Freizeit der Menschen, ihrem ge- 
wachsenen Selbstbewußtsein und An- 

spruchsniveau zusammen. Gute Stadtent- 
wicklungsplanung muß diesem Umstand 
Rechnung tragen. 

Das räumliche 
Entwicklungskonzept 
Räumliche Leitbilder für die gesamtstädti- 
sche Entwicklung Wiens wurden in der Ver- 

gangenheit nicht oft erstellt, wenngleich in 

vielen Beschlüssen von gesamtstädtischer 
Tragweite auch räumliche Ziele aufschei- 
nen. 1893 wurde ein grobes, aber zusam- 
mengefaßtes räumliches Leitbild vom Wie- 
ner Gemeinderat verabschiedet: der soge- 
nannte, Vorläufige Bauzonenplan" wurde 
aus An/aß der Änderung der Wiener Bau- 
ordnung (1893) und der Eingemeindung der 
Vororte (1890) erstellt. Er zeigt im wesentli- 
chen eine einfache funktionelle Gliede- 
rung des Stadtkörpers nach Wohngebieten 
und nach Industriegebieten und beinhaltet 
eine Staffelung der Gebäudehöhen, gleich- 
mäßig von innen nach außen abnehmend. 
1893 wurde ein städtebaulicher Wettbe- 
werb zur Erlangung von Entwürfen eines 
„Generalregulierungsplans" international 
ausgeschrieben. Der Generalregulierungs- 
plan wurde jedoch immer nur für kleine 
Stadtteile, nie für Wien in seiner Gesamt- 
heit erstellt und beschlossen. 

1904/05 wurde durch die Festlegung des 
„Wald- und Wiesengürtels" ein Grüngortel 
vor der Bebauung geschützt. 
1961 wurde das „Planungskonzept Wien" 
dem Wiener Gemeinderat vorgelegt, wel- 

ches ein grobes „Gliederungsschema" des 
Stadtgebiets, einen Entwurf zum „Flächen- 
widmungsplan" und detaillierte Pläne zu 

verschiedenen Sachproblemen enthielt. 
Diese Leitbilder bildeten die allerdings un- 

verbindliche Grundlage für die Erstellung 
einzelner „Flächenwidmungs- und Bebau- 
ungspläneü In den „Leitlinien für die Stadt- 
entwicklung" 1972 und in der darauffolgen- 
den „Wiener Stadtentwicklungsenquete" 
1972/73 entstand eine Reihe von Vorstellun- 

gen zur räumlichen Entwicklung, wenn- 
gleich nicht in Form eines Plans zu einem 
Leitbild zusammengefaßt. 
Das nun vorliegende Modell soll die Grund- 
linien der angestrebten räumlichen Ent- 

wicklung aufzeigen. Der Text wird durch 
schematische Darste/lungen verdeutlicht 
und stellt zugleich eine Erläuterung der im 

Ma8stab 1: 50000 vorliegenden Pläne dar 
(„Langerfristiges Leitbild", „Entwicklungs- 
ziele", „Grün- und Erholungegebiete", 
„Hochrangige Verkehrsnetze"). Den Plänen 
kann keine unmittelbare Rechtsverbind- 
lichkeit zukommen, sie sollen jedoch die 
Grundlage für die Ausarbeitung des Flä- 
chenwidmungsplans, für die Erstellung von 
rechtsverbindlichen Bebauungsplänen, für 
einzelne Sachprogramme, für die Investi- 
tionspolitik und andere konkrete Steue- 
rungsmaßnahmen sein. 
Da ein enger Zusammenhang zwischen der 
Besiedlung und den Freiflächen innerhalb 
und au8erhalb Wiens besteht, werden für 
das Wiener Umland die gleichen Gestal- 
tungsprinzipien wie für Wien vorgeschla- 
gen. Die außerhalb Wiens dargestellten 
Strukturen können natürlich nur unverbind- 

liche Vorschläge sein, da hier die Raumpla- 
nung in der Kompetenz der niedesösterrei- 
chischen Gemeinden und des Landes Nie- 

derösterreich liegt. Das vorliegende 
Leitbild stützt sich dabei auf die in der 
„Planungsgemeinschaft Ost" beschlosse- 
nen gemeinsamen Ziele für die Entwick- 
lung der Landerregion Ost (Wien, Nieder- 
österreich, Burgenland), auf die bereits 
beschlossenen Raumordnungsprogramme 
des Landes Niederösterreich sowie auf ver- 

schiedene Bearbeitungen für das Wiener 
Umland. 
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Rahmenbedingungen für 
die räumliche Entwicklung 
Bevor die räumliche Entwicklung erörtert 
wird, soll auf einige wesentliche Rahmen- 
bedingungen eingegangen werden. Sie 
sind nicht ein für allemal feststehend, 
sondern unterliegen selbst ständig Wand- 
lungen. Sie sind als Hintergrund für die 
folgenden Zielsetzungen zu verstehen; mit- 
unter wird durch die im Stadtentwicklungs- 
plan vorgeschlagenen Maßnahmen gegen- 
zusteuern sein. 

Bevölkerungsentwicklung 
Die Bevölkerung Wiens hat zwischen 1971 
und 1961 von 1, 620 Mio. um rund 89 000 Ein- 
wohner oder 5, 5'/v auf 1, 531 Mio. abgenom- 
men. Die derzeit vorliegenden Prognosen 
sehen für 1991 eine weitere Abnahme auf 

' ca. 1, 450 Mio. Einwohner vor. Daraus ergibt 
sich zweifellos eine Entspannung beim Be- 
darf an zusätzlicher Siedlungsfläche. Aller- 
dings wäre es verfehlt, auf völlig ausblei- 
benden Flächenbedarf zu schließen, da der 
Flächenanspruch pro Person (Wohnbevöl- 
kerung bzw. Berufstätige) weiter ansteigt 
und dem BedarfsrQckgang aufgrund der 
Bevölkerungsabnahme entgegenwirkt. 
Neben der allgemeinen Entwicklung der 
Bevölkerungszahl ist ihre Struktur und ihr 
Wanderungsverhalten von Entscheidung. 
Rund 15 — 20'/o der innerstädtischen Bevöl- 
kerung (die Innerhalb des dichtbebauten 
Gebiets wohnte) sind in den letzten zehn 
Jahren verlorengegangen. Ein groBer Teil 
ist auf der Suche nach gröBeren Wohnun- 
gen und besseren Wohnumweltverhältnis- 
sen an den Stadtrand (innerhalb und außer- 
halb der Stadtgrenzen) abgewandert. 
Da die Randwanderung die Wohn- und Um- 
weltverhältnlsse im Stadtinneren ent- 
spannt, ist sie durchaus positiv einzu- 
schätzen, wenngleich sie nicht Oberhand 
nehmen darf, weil damit Kaufkraftverluste, 
eine schlechtere Versorgungsqualität und 
ein höheres Verkehrsaufkommen verbun- 
den sein können. Entscheidend ist jeden- 
falls die sich wandelnde Struktur der Bevöl- 
kerung. So besteht die Gefahr, daß im Zuge 
der Randwanderung im Stadtinneren Ober- 
altete und einkommensschwächere Grup- 
pen zurückbleiben. Infolge des langsamen 
Wirtschaftswachstums dürfte allerdings 
der Trend zur Randwanderung abnehmen. 

Wirtschaft und Finanzen 
Nach Jahren deutlichen wirtschaftlichen 
Wachstums ließ ab Mitte der siebziger Jah- 
re das Wirtschaftswachstum nach. Auch 
für die absehbare Zukunft ist mit geringe- 
rer wirtschaftlicher Dynamik zu rechnen. 
Dadurch verschlechtert sich die Einnah- 
mensituation der öffentlichen Hand, wäh- 
rend die Anforderungen an sie nicht im 
gleichen Maße fallen, in manchen Berei- 
chen sogar zunehmen. 
Der Spielraum zur freien Gestaltung der 
Finanz- und Budgetpolitik engt sich ein. 
Dennoch wird die Siedlungstätigkeit nicht 
völlig erlahmen. Die Bautätigkeit wird ge- 
ringer werden, aber nicht zum Erliegen 
kommen. Zudem erfordern nicht nur expan- 
sive Phasen wirtschaftliche und bauliche 
Umstrukturierungen, auch stagnierende 
Perioden zwingen zu Umschichtungen und 
Verlagerungen. Damit wird die Priorität der 
Stadterneuerung unterstrichen. 

Kultur, Bildung und Freizeit 
Die moderne Industriegesellschaft benö- 
tigt flexible und unterschiedlich qualifizier- 
te Arbeitskräfte; sie kommt mit weniger Ar- 

beitszeit aus, wodurch sich die Freizeit ver- 
mehrt. Diese Entwicklung begünstigte in 

den letzten Jahrzehnten die Entfaltung von 
Kultur, Bildung und Sport. Die quantitative 
und qualitative Ausdehnung der Bildung 
(schulisch und außerschulisch) zählt zu 
den augenfälligsten gesellschaftlichen 
Veränderungen der Nachkriegsgeschichte. 
Abgesehen von der Ausweitung von Bil- 
dungseinrichtungen, dürften die Auswir- 
kungen auf die Stadtentwicklung noch 
nicht ausreichend bedacht worden sein. 
Durch die ausgedehnte Bildung stieg die 
Berufsqualifikation, aber auch das aü- 
gemeine Selbstbewußtsein und das An- 

spruchsniveau der Bevölkerung. In Zukunft 
wird sich die traditionelle Schulbildung 
vermehrt in eine permanente Umschulung 
und Anpassung an veränderte Technolo- 
gien und Arbeitsbedingungen wandeln. Die 
Selbst- und Mitbestimmung wird einen hö- 
heren Stellenwert beanspruchen. 
Die Freizeit wird zu einem zunehmend 
wichtigeren Funktionsbereich in der Stadt, 
es entsteht eine expandierende Freizeit- 
wirtschaft, wobei das Freizeitverhalten im- 
mer vielschichtiger wird und einen raschen 
Wandel durchläuft. Die vielfältigen Aktivi- 
täten auf dem Gebiet der Kultur, der Erho- 
lung, des Sports und auf dem Vergnü- 
gungssektor rufen im Wohnungsnahbe- 
reich auch in grö8eren Kultur- und Freizeit- 
zentren einen hohen Bedarf an zusätzli- 
chen Flächen und Einrichtungen hervor. 

Umwelt und Energie 
Die Erkenntnis, daß die natürlichen Res- 
sourcen, wie Naturraum, Freiflächen, Roh- 
stoffe und Energie, knapper werden und 
der Belastungsdruck auf die Umwelt steigt 
(mehr Bebauung, mehr Verkehr), führte zu 
einem höheren Problembewußtsein Ober 
ökologische Zusammenhänge. Daher neh- 
men die Bemühungen um eine verbesserte 
Umwelt zu. Vermehrte Freizeit und höherer 
Wohlstand verstärken diese Tendenz. 
Die in den siebziger Jahren deutlich gewor- 
dene Energieknappheit führte bereits zu 
verschiedenen Sparma8nahmen. Sie stellt 
auch die Stadtentwicklungspolitik vor 
neue Aufgaben. Die Umweltverträglichkeit 
von Produktions- und Energieerzeugungs- 
betrieben wird kritischer geprüft; die Zer- 
siedelung des Landschaft — besonders 
der stadtnahen — wird einzudämmen ver- 
sucht; die Einstellung zum Autoverkehr 
unterläuft einer Wandlung: Die Menschen 
gehen dazu ober, bewußter und einge- 
schränkter das Auto zu benützen. Damit 
wäre ein verminderter Abwanderungstrend 
ins städtische Umland denkbar; eine neu- 
erliche Hinwendung zur Stadt, gleichzeitig 
aber auch ein höheres Anspruchsniveau an 
die städtische Umwelt und damit hohe An- 
forderungen an die Stadterneuerung. 
Reaktive Schutzmaßnahmen allein reichen 
zur Verbesserung der Umweltqualität nicht 
aus, vielmehr bedarf es vermehrt einer vor- 
beugenden Planung, die die Stadtland- 
schaft in ihrer Gesamtheit erfaßt. 

Stadtgestaltung 
Das vorliegende räumliche Entwicklungs- 
konzept behandelt großräumige und Ober- 

geordnete Fragen der Stadtgestaltung: Die 
Verteilung von bebauten und unbebauten 
Gebieten, die Situierung von multifunktio- 
nalen Zentren, die Anordnung Qbergeord- 
neter Verkehrsstraßen usw. Zu dieser 
Ebene der Planung zählt die beispielhafte 
Ausgestaltung des Donauraums mit dem 
Entlastungsgerinne und der Donauinsel. 
Ähnliche gestalterische Sorgfalt soll in Zu- 
kunft auch beim hochrangigen Straßen- 
netz vorgenommen werden. Dies sind Fra- 
gen, die sehr großen Einfluß auf das 
Erscheinungsbild einer Stadt haben und 
unter dem Gesichtspunkt der Stadtgestal- 
tung erörtert werden müssen. Darüber hin- 
aus liegt das Schwergewicht der Stadtge- 
staltung jedoch weiterhin in der sorgfälti- 
gen Durcharbeitung von Gebäuden und 
des öffentlichen Raums zwischen den Ge- 
bäuden. Auch diese kleinteiligen Aspekte 
der Stadtgestaltung sollen zukünftig ver- 
mehrt beachtet werden. Dazu sind Gestal- 
tungskonzepte für einzelne Stadtgebiete 
zu erstellen, die die naturräumlichen Gege- 
benheiten, die alten Ortskerne und moder- 
ne Siedlungsansätze berücksichtigen. 

Wien und sein Umland 
Die Siedlungstätigkeit im Raume Wien 
macht nicht an der Stadtgrenze halt. Sie 
greift in manchen Bereichen deutlich Ober 
diese hinaus. Dies gilt besonders dort, wo 
intensive nationale und internationale Ver- 

kehrsbeziehungen bestehen und wichtige 
städtische und industrielle Ansiedlungen 
vorhanden sind. Die stärkste regionale Ver- 

flechtung besteht zweifellos im Süden. 
Hier befinden sich alte Städte, wie Möd- 
ling, Baden und Wiener Neustadt, die ent- 
lang einer regionalen Siedlungsachse auf- 
gereiht sind. Dieser Raum verfQgt Ober eine 
so hohe Standortgunst, daß die Besied- 
lung auch Ober die Siedlungsachse hinaus 
auf landwirtschaftliche Gebiete übergreift. 
Dadurch entstehen Konkurrenzsituationen 
zwischen Wien und niederösterreichischen 
Gemeinden um die Ansiedlung von Betrie- 
ben. Die flächenextensive Besiedlung 
außerhalb der regionalen Siedlungsachsen 
droht das Gleichgewicht zwischen besie- 
delten und unbesiedelten Zonen zu stören. 
Gerade im Ausstrahlungsbereich eines 
Ballungsraums wäre auf die Erhaltung 
großräumiger Freiflächen für die Landwirt- 
schaft und naher Erholungsräume zu ach- 
ten. Die Planung der Stadtregion muß sich 
daher auch an den übergeordneten, ökolo- 
gisch wichtigen Grünräumen und Struktur- 
elementen der Landschaft orientieren. 
Abgesehen von der Entwicklung im SOden 
Wiens, geht die regionale Entwicklung in 

relativ geordneten Bahnen entlang von re- 
gionalen Siedlungsachsen vor sich, wobei 
das Rückgrat dieser Achsen jeweils ein lei- 
stungsfähiges öffentliches Verkehrsmittel 
bildet. Nur das expandierende Zweitwoh- 
nungswesen führt im gesamten Wiener 
Umland zu Zersiedlungstendenzen. Insbe- 
sondere in den Wienerwaldgemeinden 
droht dadurch eine fortschreitende Zerstö- 
rung wichtiger Erholungsgebiete. 
Der Baüungsraum Wien ist bei weitem grö- 
ßer als die Verwaltungsgrenzen der Stadt. 
Das weitere, wenn auch verlangsamte 
Wachstum der Siedlungsflächen sowie die 
erhöhten Anforderungen an stadtnahe, für 
das ökologische Gleichgewicht wichtige, 
großräumige Freiflächen erfordern in Zu- 

10 



kunft noch sorgfältigere Planungsgberle- 
gungen als bisher. Deshalb ist es unbe- 
dingt erforderlich, das Konzept för die 
räumliche Entwicklung Wiens unter Mitbe- 
rccksichtigung der Verhältnisse im Wiener 
Umland zu erstellen. Die Durchfchrung 
dieses Konzepts bedarf daher der Koopera- 
tion zwischen der Stadt Wien und dem 
Land Niederösterreich bzw. den nieder- 
österreichischen Umlandgemelnden. Die 
„Planungsgemeinschaft Ost" bietet för 
eine solche Planungskooperation den ent- 
sprechenden organisatorischen Rahmen. 

Siedlungsgebiet 
Aus der abnehmenden Bevölkerungszahl 
und der geänderten Wirtschaftsentwick- 
lung ergibt sich eine deutliche Entspan- 
nung des Siedlungsflächenbedarfs. Den- 
noch darf der Nachholbedarf nicht unter- 
schätzt werden, der auf das Anwachsen 
der Siedlungsfläche je Person zurcckgeht. 
Am Beispiel des Wohnflächenbedarfs sei 
dies veranschaulicht: Zwischen 1910 und 
1981 stieg die durchschnittliche Wohnflä- 
che jedes Wieners von ca. 10m' auf 31m'. 
D. h. , daß bei gleichbleibender Bevölke- 
rungszahl ein Zuwachs der gesamten 
Wohnfläche um 210'/o erfolgt wäre. Im glei- 
chen Zeitraum sank jedoch die Einwohner- 
zahl Wiens um 700000 oder 30'/o. Der Flä- 
chenzuwachs aufgrund des individuellen 
Zusatzbedarfs war bei weitem größer als 
die Bedarfsentspannung aufgrund der Be- 
völkerungsabnahme. In den letzten Jahr- 
zehnten konnte der Wohnungsbedarf zwar 
weitgehend befriedigt werden, dennoch ist 
er noch nicht ausreichend gesättigt. Noch 
immer lebt rund ein Viertel der Wiener in 

Oberbelegten Wohnungen. 
Nicht nur der Wohnflächenbedarf ist unge- 
sättigt, auch viele Betriebe klagen Ober 
räumliche Beengung. Die Produktlons; 
Verwaltungsv Lager- und Verkehrsflächen 
je Arbeitskraft sind ständig im Steigen be- 
griffen und drängen vor allem die produzie- 
renden Betriebe zu neuen Standorten au- 
ßerhalb des dichtbebauten Gebiets. Ähnli- 
ches gilt för eine Reihe von sozialen 
Einrichtungen. So sind Kindergärten und 
Schulen — insbesondere die innerstädti- 
schen — nur sehr unzureichend mit Freiflä- 
chen ausgestattet. 
Der Mangel an Parkgaragen und innerstäd- 
tischen Grönflächen ist eklatant und ver- 

weist auf einen typischen Mangel der 
Wiener Stadtstruktur. Der historisch ge- 
wachsene Baubestand im dichtbebauten 
Stadtgebiet ist Oberaus dicht und kompakt. 
Dort befinden sich außerordentlich enge 
Straßen, hohe Gebäude und enge Höfe. 
Wenn die Stadterneuerung in Zukunft ein 
wichtiger Schwerpunkt der Kommunalpoli- 
tik sein wird, dann wird der kulturhistorisch 
wertvolle Hausbestand zu schötzen sein, 
es werden zu kleine Wohnungen zusam- 
mengelegt, zu enge Hinterhöfe entkernt, zu 
hohe Bebauungsdichten gemildert, Grön- 
anlagen angelegt und Garagen gebaut wer- 
den mössen. 
Alle diese Maßnahmen laufen auf eine Ver- 

ringerung von Wohnungs- und Bauflächen 
Im dichtbebauten Stadtgebiet hinaus. Der 
daraus entstehende Ersatzflächenbedarf 
wird zusammen mit dem noch zu befriedi- 
genden Zusatzbedarf ein bestimmtes Maß 
an Stadterweiterung und an Auffcllung von 

noch dönnbesledelten Randgebieten erfor- 
derlich machen. Stadterweiterung und 
Stadterneuerung sind somit einander er- 
gänzende Aspekte der Stadtentwicklungs- 
politik. 
Bei der Erneuerung und Erweiterung des 
Siedlungsgebiets ist besonders auf den Zu- 

sammenhang zwischen Bebauung (Woh- 
nungen, Betriebe, Gemeinschaftsanlagen) 
und Ver- und Entsorgung (Verkehr, Energie, 
Wasser, Kanal, MOII usw. ) zu achten. Im 

dichtbebauten Stadtgebiet stammen große 
Teile der Versorgungsleitungen unter der 
Erde aus dem vorigen Jahrhundert und be- 
dörfen der Erneuerung ebenso wie die Bau- 
substanz Ober der Erde. Vielfach entstehen 
mit der Hebung der Wohnqualität erhöhte 
Anforderungen an die technische Infra- 
struktur (z. B. höherer Wasser- und Strom- 
verbrauch). 
Daher soll bei der Stadterneuerung auch 
die Tragfähigkeit der bestehenden Ver- und 
Entsorgung bedacht werden bzw. die Kapa- 
zitätsausweitung in die gesamtstädtische 
Kalkulation einfließen. Umgekehrt darf 
auch die Stadterweiterung nicht nur als Be- 
bauung Ober der Erde geplant werden, son- 
dern muß die gesamten Kosten und die 
Durchföhrungsprobleme der sozialen und 
technischen Infrastruktur mitberöcksichti- 
gen. Das Ausmaß der Siedlungstätigkeit in 

den äußeren Stadtteilen hängt somit vom 
Ausbau der daför notwendigen Infrastruk- 
tur ab. 

Grundsätzliche 
Wertvorstellungen 
Neben den allgemeinen stadtstrukturellen 
Rahmenbedingungen sei auf die spezi- 
fisch politischen Grundsätze der Wiener 
Kommunalpoiitik hingewiesen, die dem 
Entwurf des räumlichen Leitbildes zugrun- 
de liegen: 

~ Oberstes Ziel der Stadtentwicklungspo- 
litik ist die Schaffung räumlicher Struktu- 
ren för die Befriedigung der grundlegenden 
menschlichen Bedgrfnisse. Eine ausgewo- 
gene räumliche Struktur ist die Vorausset- 
zung för die Schaffung möglichst gleich- 
wertiger Lebensbedingungen in den einzel- 
nen Stadtteilen. Dies soll unter Wahrung 
und Förderung ihrer besonderen Eigenart 
erfolgen. 
Die Forderung nach Ausgewogenheit darf 
allerdings den Blick auf das Spezifische 
einer Großstadt nicht verstellen: Eine Groß- 
stadt ist dadurch ausgezeichnet, daß sie in 

vielen Bereichen Spitzen- und Sonder- 
einrichtungen aufnimmt, die in der Stadt- 
oft auch daröber hinaus — einmalig oder 
selten sind (Universitäten, Krankenhäuser, 
Theater, Bundesdienststellen, Luxusre- 
staurants, Luxusgeschäfte, aber auch spe- 
zielle Sport-, Erholungs- und Freizeitein- 
richtungen u. a. ). Die Konzentration sol- 
cher einmaliger Einrichtungen in der Stadt 
macht die Qualität städtischen Lebens 
aus. Aus diesem Grund können nicht Ober- 

all und durchgehend in der Stadt einheitli- 
che und gleichartige Lebensbedingungen 
erwartet werden. Diese notwendigen Un- 

ausgeglichenheiten im Raum haben, grob 
ausgedröckt, folgende Konsequenzen: Im 
zentralen Stadtgebiet werden im allgemei- 
nen die Vorzöge der Kommunikationsdich- 

te und der räumlichen Nähe zu zentralen 
Einrichtungen mit dem Mangel an Grgn- 
und Erholungsgebieten, mit höheren Lärm- 
end Schadstoffbelastungen erkauft. Umge- 
kehrt bieten am Stadtrand und Im Umland 
das Wohnen im Granen und die besseren 
Umweltverhältnisse einen Ausgleich zur 
schlechteren Versorgungsqualität und Er- 
reichbarkeit. 
Nach wie vor ist jedoch die sozlalstaatli- 
che Forderung nach möglichst gleichwerti- 
gen Lebensbedingungen, welche die unter- 
schiedlichen Bedörfnisse der Bevölkerung 
beröcksichtigen, ein grundlegendes Ziel 
der Raumordnungspolitlk. Dieses Ziel ver- 

langt die Schaffung bzw. Erhaltung einer 
Grundausstattung an Umweltqualität und 
Infrastruktur för die Sicherung der Grund- 
bedörfnisse der Bevölkerung In allen grö- 
ßeren Teilräumen der Stadt. 
Um möglichst gleichwertige Lebensbedin- 
gungen fcr die Bevölkerung Wiens zu errei- 
chen, ist jene räumliche, funktlonelle und 
gestalterische Ordnung der Stadtstruktur 
anzustreben, welche ein ausgewogenes 
Verhältnis von Bevölkerung zu ihren Ar- 

beitsstätten, Grönflächen, Erholungs- und 
Versorgungseinrichtungen bei zumutbarer 
Entfernung aufweist. Sie soll ferner eine 
dem Wesen der Stadt Wien entsprechende 
Vielfalt und urbane Lebensqualität mit 
einem hohen Maß an Identifikation und Un- 

verwechselbarkeit gewährleisten. Gleich- 
wertige Lebensverhältnisse sind nur dann 
erreichbar, wenn die vorhandenen natörli- 
chen, strukturellen und funktlonellen Vor- 

zöge jedes Teilraums stabilisiert und ge- 
stärkt und dem jeweiligen Bedarf entspre- 
chend genutzt werden. Anzustreben ist 
eine Stadt, die den Bewohnern ein hohes 
Maß an Chancengleichheit bietet, sei es in 

der Wahl der Wohnung, des Arbeitsplatzes, 
der Freizeitgestaltung, der Erholungs- und 
Bildungsmöglichkeiten oder der kulturel- 
len Angebote. 
In jenen Stadtteilen, in denen eine Unter- 
versorgung oder Benachteiligung der Be- 
völkerung in einzelnen Grundbedörfnissen 
erkennbar oder absehbar ist, sollen daher 
durch den gezielten Einsatz aller Instru- 
mente die Lebensbedingungen der betrof- 
fenen Bevölkerung verbessert werden, wo- 

bei der Ausgleich zwischen den Bedgrfnis- 
sen und Ansprachen der Gemeinschaft 
und von einzelnen oder Interesaengruppen 
zu suchen ist. 

~ In höherem Maße als bisher ist eine 
möglichst kleinräumige Mischung aller 
städtischen Funktionen und Nutzungen 
anzustreben, wobei auf die Gefahr der ge- 
genseitigen Störung und Beeinträchtigung 
zu achten ist. Dabei gilt es, Oberschaubare 
Lebensbereiche, die den vielfältigen Be- 
dgrfnissen der Menschen genggen, zu er- 

halten, auszugestalten und neu zu ent- 
wickeln. 
Ausgelöst durch wirtschaftliches Wachs- 
tum und technischen Fortschritt, durch ra- 

sche und billige Verkehrsmittel, haben sich 
in der Großstadt wichtige Lebensfunktio- 
nen des Menschen, wie Wohnen, Arbeiten, 
Bildung, Erholung oder Versorgung, räum- 
lich immer mehr voneinander getrennt. Die 
inzwischen sichtbar gewordenen nachteili- 
gen Folgen dieser Entwicklung, besonders 
die mangelnde urbane Atmosphäre und die 
zunehmenden Verkehrsprobleme, haben zu 



der Forderung nach überschaubaren Le- 
bensbereichen und stärkerer räumlicher 
Mischung der Lebensfunktionen geführt. 
Dabei darf die Gefahr der gegenseitigen 
Störung und Beeinträchtigung der städti- 
schen Funktionen nicht übersehen wer- 
den. Der Grad der Kleinräumigkeit wird vor 
allem von Art, Ausmaß und Intensität der in 
der jeweiligen Einheit vorhandenen bzw. 
angestrebten Funktionen und Nutzungen 
bestimmt sein. Beispielsweise kann die Mi- 

schung von Wohnungen und Arbeitsplät- 
zen im gleichen Gebäude zulässig sein, 
wenn die Betriebe eine geringe Umweltbe- 
elnflussung und einen begrenzten Flä- 
chenbedarf aufweisen. Es kann jedoch 
eine großräumigere Entmischung notwen- 
dig werden, wenn die Wohnqualität durch 
größere betriebsbedingte Emissionen be- 
einträchtigt wird oder wenn die Betriebe 
keine ausreichenden Erweiterungsmög- 
lichkeiten vorfinden. 

Naturräumliche 
Gegebenheiten 
Die Landschaft und topographische Glie- 
derung im Wiener Raum ist äußerst charak- 
teristisch und übte immer schon großen 
Einfluß auf die Siedlungsstruktur aus: 
Wien liegt am Übergang zwischen zwei 
sehr unterschiedlichen, großräumigen 
Landschaftstypen. Auf der einen Seite be- 
finden sich hier die östlichsten Ausläufer 
der Alpen, auf der anderen Seite die west- 
lichsten Gebiete der ausgedehnten Tief- 
ebene Osteuropas. So erstrecken sich vom 
Norden bis zum SQdwesten Wiens die 
hügeligen Abhänge des dichtbewaldeten 
Wienerwalds mit einigen markanten Terras- 
sen und Tälern. Im Süden schiebt sich der 
ROcken des Wiener- und Laser Bergs vom 
Wienerwald nach Osten vor. Dieser ROcken 
bildet zusammen mit dem Wienerwald ein 
Gelände, das sich wie ein Amphietheater 
darstellt. Es ist zu drei Vierteln geschlos- 
sen und öffnet sich gegen Nordosten zum 
Donautal und zur Ebene des Marchfeldes. 
Die Wienerwaldbäche fließen fast radial 
zur Mitte dieser arenaartigen Landschaft; 
der Wienflu8 als der bedeutendste bildet 
ein breites Tal, das vom Westen bis zum 
Stadtzentrum führt. 
Die Donau durchbricht zwischen Bisam- 
und Leopoldsberg mit der engen Donau- 
pforte im Norden Wiens die letzten Ausläu- 
fer der Alpen. Von dort zieht sie durch Wien 
in südöstlicher Richtung, ursprünglich in 
einem 4 bis 6 km breiten Auband mit meh- 
reren mäandrierenden Armen, seit 1870 
reguliert, in einem kaum merklich ge- 
schwungenen Bogen. Das rechte Ufer mit 
einer Steilböschung bildete Ober viele 
Jahrhunderte das einzige feste Ufer. 
Das alte Wien wuchs an diesem festen 
Ufer, und erst zögernd wurde der Raum zwi- 
schen den Donauarmen besiedelt, immer 
von der Überschwemmungsgefahr bedroht. 
Mit der Donauregulierung begann die Be- 
siedlung systematisch Ober die Donau auf 
das linksseitige Ufer Oberzugreifen. 
Bis zum 1. Weltkrieg blieb der Rücken des 
Wiener- und Laser Bergs die südliche Be- 
grenzung der Besiedlung Wiens. Nach dem 
2. Weltkrieg überschritt sie diesen RQcken 
und wächst nun in die Ebene des Wiener 
Beckens vor. Der Wienerwald wurde seit 

1904I05 vor jeder weiteren Bebauung ge- 
schützt und bildet seither den Abschluß 
der Stadtentwicklung vom Norden bis zum 
Südwesten der Stadt. Östlich der Donau 
liegt das Marchfeld, die fruchtbare Korn- 
kammer Österreichs, hier ist die Besied- 
lung jung, wächst allerdings schnell. Nur 
der Bisamberg im Norden bildet eine natür- 
liche Grenze. 

Entstehung der Wiener 
Siedlungsstruktur 
Wenn auch die Geschichte Wiens sehr be- 
wegt verlief, blieb doch der Raum der Sied- 
lungsentwicklung seit der Errichtung von 
Vindobona erstaunlich konstant. Dort, wo 
das römische Lager stand, ist heute noch 
das Zentrum der Stadt. Wien entwickelte 
sich in mehreren Wachstumsschüben (Mit- 
telalter 10. bis 13. Jh. , Barockzeit nach der 
2. Türkenbelagerung, Gründerzeit) in cha- 
rakteristischer Weise. Um die Altstadt her- 
um entstanden annähernd konzentrische 
Wachstumsringe, in denen zuerst die Be- 
siedlung entlang jener radialen Ausfall- 
straßen verlief, die nationale und interna- 
tionale Verkehrsrouten markierten. Später 
wurden auch die Räume zwischen diesen 
Routen gefügt. Die Notwendigkeit, die 
Stadt zu befestigen, verstärkte die radial- 
konzentrische Form. Ab der Barockzeit be- 
gannen die im Mittelalter gegründeten und 
Ober den ganzen Raum des heutigen Wiens 
verstreuten alten Ortschaften ebenfalls zu 
wachsen. Solcherart vergröBerte sich das 
Siedlungsgebiet Wiens sowohl von innen 
nach außen als auch von außen nach innen 
in Richtung der alten Festungsstadt. Ab 
dem 18. Jh. entwickelte sich die erste inten- 
sivere Besiedlung außerhalb des Linien- 
walls (des späteren Gürtelsj entlang des 
Wienflusses, der als Energieträger und Ab- 
wasserkanal Verwendung fand. 
Die starke Industrialisierung im Wiener 
Raum und die zunehmende Bedeutung 
Wiens als Hauptstadt eines großen Reichs 
führten im 18. und 19. Jh. zum bisher be- 
deutendsten Wachstumsschub. Zwischen 
1770 und 1910 wuchs die Bevölkerungszahl 
Wiens von 160000 auf Ober 2 Millionen Ein- 
wohner an. 
In der Gründerzeit entstand eine Reihe von 
großen Stadterweiterungs- und Infrastruk- 
turprojekten: Ab 1857 wurden die Befesti- 
gungsanlagen abgebrochen und durch die 
Ringstraßenbebauung mit ihren öffentli- 
chen Bauten und Grünanlagen ersetzt. Ab 
1870 erfolgte die Regulierung der Donau, 
wodurch viele alte Donauarme trockenge- 
legt und bebaut und die Verkehrslinien zu 
den Gebieten linksseitig der Donau gefQhrt 
wurden. Zwischen den 40er und 60er Jah- 
ren des 19. Jh. wurden mehrere nationale 
und internationale Bahnlinien angelegt, 
die mit Kopfbahnhöfen am Linienwaü en- 
deten. Dieser wurde ab 1870 in die Gürtel- 
straße umgewandelt. Ab 1890 wurde die 
Stadtbahn am Gürtel und entlang des Do- 
naukanals und Wienflusses errichtet; 
gleichzeitig wurden umfangreiche Regulie- 
rungsarbeiten, Kanal- und Straßenbauten 
durchgefQhrt. Ebenso entstanden in der 
Gründerzeit viele Bildungs- und Gesund- 
heitseinrichtungen. Von den großräumigen 
Frei flächen um die damalige Stadt 

überlebt- 

enn nur wenige gröBere Grüninseln den An- 

sturm der gründerzeitlichen Bebauung: 
Ringstraßenparks, Augarten, Prater, Schön- 
brunn, Belvedere, Türkenschanzpark u. a. 
Sie haben inzwischen strukturbildende 
Wirkung erhalten. 
Der Infrastrukturausbau wurde von umfang- 
reicher Bebauung begleitet, die gleicher- 
maßen Stadterneuerung wie Stadterweite- 
rung bedeutete. 80% des damaligen Haus- 
bestands wurden abgebrochen und neu er- 
richtet; ein breiter Bebauungsring, der viele 
alte Ortskerne aufsaugte, wurde um die 
Stadt gelegt. Hier entstanden stark ver- 
dichtete Wohn- und Gewerbegebiete, die 
besonders außerhalb des Gürtels schlech- 
teste Wohn- und Arbeitsverhältnisse nach 
sich zogen. Sie stellen heute die sanie- 
rungsbedürftigsten Teile Wiens dar. 
Mit dem Ende der Donaumonarchie wurde 
das dynamische Wachstum der Stadt jäh 
unterbrochen. Durch die extreme Randlage 
in einem Kleinstaat ging die Bevölkerungs- 
zahl Wiens zurück und die wirtschaftliche 
Bedeutung stagnierte. Dennoch wuchs 
auch seit dem 1. Weltkrieg die Stadt: War 
das Wachstum in der Gründerzeit durch die 
quantitative Vermehrung von Bevölkerung 
und Betrieben hervorgerufen, so erfolgte 
es danach aufgrund der Erhöhung der 
Raumansprüche. Der Wohnraumzuwachs 
der Bevölkerung, die Ausdehnung der öf- 
fentlichen Einrichtungen und der Betriebs- 
stätten, aber auch der zunehmende Ver- 

kehr führten zur Flächenausdehnung der 
Stadt. 
Die Stadtentwicklung Wiens in der Zwi- 

schenkriegszeit wurde von der Bautätigkeit 
im Rahmen des kommunalen Wohnbaupro- 
gramms geprägt. Zwischen 1919 und 1934 
entstanden rund 63000 Wohnungen, deren 
Gestaltung internationale Anerkennung 
fand. Der Großteil wurde in Form von 
Blockbebauung errichtet, die sich in die 
bereits aufgeschlossenen Bereiche des 
dichtbebauten Stadtgebiets einfügte. Etwa 
10% der Wohnungen entstanden als Rei- 
henhaussiedlungen in Stadtrandgebieten. 
Die Zerstörungen des 2. Weltkriegs hinter- 
ließen deutliche Spuren. In der Wiederauf- 
bauphase nach 1945 mu8ten 87000 zer- 
bombte Wohnungen und eine groBe Anzahl 
von zerstörten Straßen, Brücken, Fabriken 
und öffentlichen Gebäuden erneuert wer- 
den. Nach 1955 setzte eine Periode über- 
durchschnittlichen Wirtschaftswachstums 
ein. Dadurch stieg das Volkseinkommen 
beträchtlich, und die Stadt dehnte sich 
trotz stagnierender Bevölkerung stark aus. 

Dabei lassen sich zwei unterschiedliche 
Phasen der Stadterweiterung unterschei- 
den: Bis Ende der 60er Jahre dominierte die 
Wohnbautätigkeit, die zur Entstehung grö- 
ßerer Stadtrandsiedlungen führte. Ab An- 

fang der 70er Jahre ging der Wohnungsbau 
insgesamt zurück; gleichzeitig sank der 
Anteil der Stadterweiterung im Wohnungs- 
neubau. Dafür setzte nun eine Periode ex- 
pansiver Betriebsansiedlung am Stadtrand 
ein. Die wirtschaftliche Entwicklung führte 
zur Ausweitung und Umstrukturierung der 
Betriebe, die wegen der räumlichen Enge 
und des hohen Verkehrsaufkommens im 
dichtbebauten Stadtgebiet nicht vor sich 
gehen konnte. Wegen der stärkeren regio- 
nalen Siedlungsverflechtung tendierten 
die meisten produzierenden Betriebe an 
den südlichen, weniger an den nordöstli- 



ehen Stadtrand. Der Dienstleistungssektor 
verblieb im dichtbebauten Stadtgebiet. 
Versucht man, die historische Entwicklung 
der Stadtgestalt Wiens zusammenzufas- 
sen und die wesentlichsten Gestaltungs- 
kräfte zu benennen, dann muß man fest- 
stellen, daB Wien, wie die meisten GroB- 
städte, hauptsächlich radial-konzentrisch 
wuchs. Die Stadt hat eine annähernd kreis- 
förmige Gestalt angenommen, die nur 

durch die topographischen Gegebenheiten 
abgewandelt wurde. 
Sie war bis ins 18. Jh, für die Art der Kom- 
munikation der Bewohner optimal, da na- 
hezu alle innerstädtischen Verkehrswege 
zu FuB abgewickelt wurden. Im 19. Jh. ver- 
größerte sich jedoch die Stadt schubartig. 
Sie tat dies in Zusammenhang mit der Ent- 
wicklung zweier neuer Verkehrssysteme: 
den regionalen Eisenbahnlinien und dem 
innerstädtischen StraBenbahnnetz. Daraus 
entstanden auch zwei, einander Oberla- 
gernde Stadtentwicklungsformen: 
~ Entlang der regionalen Eisenbahnlinien 
entstanden Siedlungsgebiete innerhalb 
und außerhalb Wiens. 
~ Innerhalb der Stadt wurde allmählich ein 
dichtes Straßenbahnnetz aufgebaut, das 
eine weitere radial-konzentrische Stadtaus- 
dehnung erlaubte. 

Im 20. Jh. dehnte sich die Stadt weiterhin 
kreisförmig aus. Nur im Westen wirkte das 
Hügelland des Wienerwalds als Barriere. 
Diese annähernd kreisförmige Ausbreitung 
wäre ohne den privaten Autoverkehr nicht 
möglich gewesen. Wenn nämlich eine 
kreisförmig gewachsene Stadt eine be- 
stimmte Größe überschreitet, wird es im- 

mer schwieriger, am Stadtrand ein eng ge- 
flochtenes öffentliches StraBenbahn- oder 
Busnetz bereitzuhalten; die Maschenweite 
droht zu grob zu werden. Diese Lücke hatte 
der Autoverkehr geschlossen, umgekehrt 
entstand eine enge Abhängigkeit des kreis- 
förmigen Stadtwachstums vom Autover- 
kehr. Diese Ausrichtung auf den Autover- 
kehr wurde jedoch immer problematischer: 
Nur ein Teil der Bevölkerung hat guten Zu- 

gang zum Autoverkehr iman denke an Ju- 
gendliche, alte Menschen, Hausfrauen, 
einkommensschwache Gruppen); der Auto- 
verkehr stellt eine in manchen Stadtteilen 
bereits unzumutbare Belastung der städti- 
schen Umwelt dar. 
Ein weiterer Nachteil radial-konzentrischer 
GroBstädte ist der Umstand, daB groBflä- 
chige Granräume, also die stadtnahe Land- 
schaft, immer weiter von den inneren 
Stadtteilen abgedrängt werden. Bei der al- 

ten kleineren Stadt konnte man die Land- 
schaft noch leicht zu Fuß erreichen; heute 
ist sie weit entfernt. Für jene Bevölke- 
rungsgruppen, die Ober kein Auto verfügen, 
ist die stadtnahe Erholungslandschaft nur 
mehr an Wochenenden erreichbar. 
Es zeigt sich somit, daß das radial-konzen- 
trische Stadtwachstum zu keiner optima- 
len Stadtstruktur führte. Deshalb soll die 
weitere Stadtentwicklung einem anderen 
Gestaltungsmodell folgen. Es soll dem Vor- 

rang des öffentlichen Verkehre Rechnung 
tragen und die bessere Integration von 
großflächigen Granräumen in die Sied- 
lungsstruktur ermoglichen. 
Die starke Entwicklungsdynamik Wiens im 

19. Jh. führte zu einer umfangreichen grün- 
derzeitlichen Bausubstanz, deren zuneh- 
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5 Räumliches Lsltbäd 
Schematische Darstellung 

mende Überalterung uns vor große Proble- 
me stellt. In den letzten Jahrzehnten ent- 
wickelte sich zudem eine groBräumige 
Funktionsentflechtung: Im Stadtzentrum 
konzentrierte sich der Verwaltungs- und 
Dienstleistungssektor, am Stadtrand ent- 
standen große Wohngebiete und große In- 

dustriezonen, die gemischt genutzten Alt- 

baugebiete des dichtbebauten Stadtge- 
biets verloren an Bedeutung. 

Das zukünftige räumliche 
Leitbild 
Stadtemeuerung und Stadterweiterung 
In den kommenden Jahren soll die Stadter- 
neuerung gegenüber der Stadterweiterung 
Priorität erhalten. Das dichtbebaute Stadt- 
gebiet ist jedoch historisch gewachsen 
und kann nur allmählich umstrukturiert 
werden. Eine Reihe von Charakteristika 
soll sogar besonders gepflegt und erhalten 
werden: die kulturhistorisch wertvollen Ge- 
bäude und städtischen Ensembles, die 
enge Mischung verschiedener Funktionen — sie machen den Reiz urbaner Atmosphä- 
re aus. 
Anderes wiederum soll verändert werden: 
die oft zu dichte Bebauung; die Überla- 
stung durch Autoverkehr und Umwelt- 
verschmutzung; der Mangel an innerstädti- 
schen Gran- und Freiflächen, an Autogara- 
gen und ruhigem StraBenraum; die oft zu 
kleinen, schlecht ausgestatteten und 
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schlecht belichteten und besonnten Woh- 
nungen. Solche Umstrukturierungen erfor- 
dern StadterneuerungsmaBnahmen, die 
zwar behutsam und unter Mitwirkung der 
Bevölkerung zu vollziehen sind, aber 
schlieBlich zu einer Auflockerung des 
dichtbebauten Stadtgebiets führen sollen. 
Damit ist aber auch ausgesagt, daß eine 
menschengerechte Stadterneuerung als 
Ergänzung die Stadterweiterung benötigt: 
Die Auflockerung im Stadtinneren bewirkt 
Ersatzbedarf an Wohn- und Belriebsflä- 
chen, an Gemeinschaftseinrichtungen und 
Freiflächen. Darüber hinaus gilt es, dem 
noch teilweise bestehenden Nachholbe- 
darf gerecht zu werden: Noch immer leben 
viele Menschen in Oberbelegten und zu 
kleinen Wohnungen, in wenig kinder- und 
jugendfreundlichen Wohnverhältnissen, 
viele Betriebe leiden unter zu engen Ar- 

beitsbedingungen, vielen Kindergärten 
und Schulen mangelt es an Raum. Aller- 

dings ist klar, daB das AusmaB der Stadter- 
weiterung deutlich geringer sein wird als in 

den letzten Jahrzehnten; der Wohnungsbe- 
darf konnte weitgehend abgedeckt werden, 
die Wirtschaft wird nicht mehr Im AusmaB 
der ßüer Jahre expandieren. 
Wenn nun Stadterweiterung auch in Zu- 

kunft erforderlich sein wird, so muB sie 
nicht zwangsläufig zur Ausweitung des 
Verkehre und zur Zersiedelung der Land- 
schaft führen. Das vorgelegte räumliche 
Leitbild bietet einen anderen Weg an. 
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Sledlungsachsen und Grünkeile 
Die historisch gewachsene Stadt ist zu er- 
halten und allmählich den heutigen Anfor- 
derungen anzupassen. Soweit Stadterwei- 
terung noch erforderlich ist, soll sie sich 
auf die Besiedlung von nSiedlungsachsenn 
konzentrieren. Diese gehen von den 
nHauptzentren" am Rande des dichtbebau- 
ten Stadtgebiets aus. In den Siedlungsach- 
sen sollen alle wichtigen städtischen 
Funktionen eng verflochten sein und eine 
ähnliche urbane Atmosphäre erreicht wer- 
den, wie sie im dichtbebauten Stadtgebiet 
bereits besteht. Das Rückgrat von Sied- 
lungsachsen soll ein leistungsfähiges öf- 
fentliches Verkehrsmittel bilden. Die band- 
artige Besiedlung soll jedermann den Zu- 

gang zum öffentlichen Verkehrsmittel 
erleichtern und damit den Autoverkehr auf 
das notwendige MaB beschränken. Ent- 
sprechend den örtlichen Gegebenheiten 
sollen städtische Siedlungsachsen mit re- 
gionalen Siedlungsachsen verknüpft wer- 
den. 
Den Siedlungsachsen zugeordnet liegen 
nBetriebsgebiete", in denen groBflächige 
und/oder störende Betriebe unterzubringen 
sind. Bestehende Siedlungsgebiete, die 
außerhalb von Siedlungsachsen liegen, 
sollen als „stabile Gebiete" keine weitere 
Ausdehnung erfahren. 
Zwischen den Siedlungsachsen sollen 
nGrünkeilen (oder nGrönzüge") so angeord- 
net werden, daß ausreichend stadtnahe 
groBflächige Grönräume bestehen bleiben, 
um den ökolog ischen Ausgleich zu erleich- 
tern, den Stadtkörper zu gliedern, Erho- 
lungs- und Freizeitgebiete anzubieten und 
die stadtnahe Land- und Forstwirtschaft zu 
ermöglichen. 
Das Grundmuster von abwechselnd anzu- 
ordnenden Siedlungsachsen und Grönkei- 
len wird selbstverständlich durch groBe 
naturräumliche Gegebenheiten abgewan- 
de/t: Der Wienerwald bildet ein hochwerti- 
ges großes Naherholungsgebiet, das auch 
weiterhin vor der Stadterweiterung ge- 
schützt werden muß. Die Donaulandschaft 
mit Alter Donau, Lobau und Prater stellt ein 
wertvolles, zentrumsnahes Grünband dar, 
das von jeder Besiedlung freizuhalten ist. 
Es repräsentiert in vorzüglicher Weise die 
Vision des vielfältigen Ausgleichs zwi- 
schen „Stadt" und „Land". 
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Zentren 
Wien ist einerseits auf ein großes Haupt- 
zentrum ausgerichtet (nmonozentrische" 
Struktur) und verfügt andererseits Ober 
eine Reihe gut ausgestatteter Haupt- und 
Bezirkszentren (npolyzentrische" Struktur). 
In den letzten Jahren wurde eine Reihe von 
Maßnahmen ergriffen, um die innerstädti- 
schen Zentren zu stabilisieren. Die Innere 
Stadt konnte ihre Stellung als lebendiger 
Ort vielfältiger Kommunikation ausbauen. 
Gleichzeitig kam es jedoch zu einer Verla- 
gerung von Bevölkerung und Betrieben in 
die äußeren Bezirke. Der Dienstleistungs- 
sektor hat diese Verlagerung allerdings 
nicht in ausreichendem MaBe mitvollzo- 
gen. So kam es einerseits zu Versorgungs- 
mängeln in den Wohngebieten und ande- 
rerseits zu unorganischen Erscheinungen 
wie den Einkaufszentren auf der grünen 
Wiese. 

e Zentren 
Schematische Darstellung 
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gen sind jährlich bis zu 20 ha zusätzliche 
Siedlungsflächen erforderlich. 
För den Siedlungsflächenbedarf von Be- 
triebsgebieten wurde ein Richtwert von 
jährlich 25 ha an Erwelterungsflächen her- 

angezogen, der dem Bedarf der letzten Jah- 
re entspricht (ohne GroBinterssssnten wie 
General Motors). Es Ist damit zu rechnen, 
daß diese Zahl in den nächsten Jahren eher 
unterschritten wird, allerdings verursacht 
gerade die notwendige Umstrukturierung 
der Wirtschaft auch vermehrten Platz. 
Die in den ausgewiesenen Siedlungsach- 
sen und Betriebsgsbieten enthaltenen Flä- 
chenreserven umfassen 1100 ha. Davon 
entfallen rund 350 ha auf Wohn- und Misch- 
gebiete und 750ha auf Betriebsgebiets. 
Die in Bau oder Bauvorbereitung befindli- 
chen Projekts sind in diesen Zahlen nicht 
enthalten. Dabei muß man beröcksichti- 
gen, daß der GroBtsll dieser Flächen nicht 
unmittelbar verwertbar ist, sondern noch 
aufwendige Kauf-, Absiedlungs- und Auf- 

schließungstätigkeiten erforderlich sind. 
ErfahrungsgemäB läBt sich sagen, daB be- 
stsnfags zwei Drittel der ausgewiesenen 
Siedlungsflächen mittelfristig verwertet 
werden können. Somit können rund 250 ha 
Wohn- und Mischgebiete und rund 500 ha 
Betriebsgebiete för eine Besiedlung heran- 
gezogen werden. Daraus ergibt sich, daB 
die Wohn- und Mischgebiste für rund 
12 Jahre, die Betriebsgebiete för rund 
20 Jahre ausreichen. 
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In der Karte „Entwicklungszlele" wurde 
eine Unterteilung der ausgewiesenen Re- 
ssrveflächen nach dem Realisierungszeit- 
raum vorgenommen. Bei den kurz- und mit- 

telfristig verwertbaren Flächen haben groß- 
teils die Vorbereitungen schon begonnen. 
Die mittel- bis längerfristlg zu besiedeln- 
den Gebiete sind naturgemäB mit gröBeren 
Unsicherheiten Ober den Verwsrtungszeit- 
raum behaftet. Wesentlich Ist der Nach- 
weis, daß die Siedlungsachsen und Be- 
trisbsgebiete ausreichend groS dimensio- 
nisrt sind, um för die absehbare Zukunft 
genögend Besiedlungsflächen anbieten zu 

können. Sollten weniger Flächen benötigt 
werden, wOrden die Reserven länger anhal- 
ten. 
Jedenfalls ist keine Besiedlung auBerhalb 
der vorgesehenen Siedlungsgebiete not- 

wendig, so daß die vorgesehenen groBflä- 
chigen Grönräume von weiterer Bebauung 
freigehalten werden können. 

Flächenreserven 
Nunmehr ist abzuschätzen, ob die ausge- 
wiesenen Siedlungsachsen mit den ange- 
schlossenen Betriebsgebieten ausrei- 
chend Reserveflächen aufweisen, um die 
auftretenden Flächenansproche zu befrie- 
digen. 
Gemäß der abschätzbaren Entwicklung der 
Mittel aus dem Wohnbauförderungsfonds 
ist mit einer jährlichen Wohnbauleistung 
von 5000 bis 6000 Wohnungen zu rechnen'. 
Rund die Hälfte wird durch Stadterneue- 
rung auf das dichtbebaute Stadtgebiet 
entfallen*. Ein weiterer Teil der Wohnbautä- 
tigkeit wird durch Aufföllung bestehender 
Siedlungsgebiete auBerhalb des dichtbe- 
bauten Stadtgebiets vor sich gehen. För 
die verbleibenden 1000 bis 1500 Wohnun- 

Es ist nun erforderlich, die Haupt- und Be- 
zirkszentren auBerhalb des Görtels ihren 
wichtigen Funktionen gemäB zu fördern. 
Sie sind wichtige Kommunikationsorte för 
die Bevölkerung und bilden die Übergangs- 
und Knotenpunkte zwischen der traditio- 
nellen, radial-konzentrischen Stadt und 
den neuen Siedlungsachsen. Die Haupt- 
zentren sollen untereinander und mit der 
Inneren Stadt durch leistungsfähige öffent- 
liche Verkehrslinien verbunden sein; sie 
sind häufig Umsteigestellsn zwischen hö- 
hsrrangigen öffentlichen Verkehrsmitteln 
(S-Bahn, U-Bahn) und dem sekundären Ver- 

kehrsnetz (StraBsnbahn, Bus). 

Betriebe 
Kleine und mittlere Betriebe, besonders 
solche för die Nahversorgung, sollen im 

engen Zusammenhang mit der Wohnbe- 
bauung in den Siedlungsachsen angeord- 
net werden: mitunter im Erdgeschoß von 
Wohnhäusern, mitunter im gleichen oder in 

einem benachbarten Baublock. 
GroBflächige und/oder störende Betriebe, 
die sich in den Wohnungsnahbereich 
schlecht integrieren lassen, sollen auBer- 
halb von Siedlungsachsen, aber ihnen zu- 

geordnet, in „Betriebsgebieten" zusam- 
mengefaßt werden. 

Stabile Gebiete 
Selbstverständlich ist nicht das gesamte 
Siedlungsgebiet Wiens den Siedlungsach- 
sen und den Betriebsgebieten zuzurech- 
nen. Solche Gebiete sind zwar in ihrem Be- 
stand zu sichern, von einer weiteren Aus- 

dehnung oder Verdichtung ist jedoch 
abzusehen. Sie wurden deshalb als „stabi- 
le Gebiete" bezeichnet. 

für Wohn. und 
Mlachgebleta 

ha 

Iär Betriebs 

ha 

zusammen 

ha 

500 
250 

2CO 
150 

Wien — Nordost 
Wien — Sgd 

750 
500 

35c 
250 

Inagaaamt 
davon zwei Drittel 

1100 
750 

' Inklusive Schddfwchhbauprcgramm dau Bundes uhd 
ffalfihamiahaf wchhbauiaiigkaii. Diese zahl ihr für dia 
hachdihh fghf bia acht Jahre gbalchbri, kannte danach 
allafdihgb aihkbh. 

* Dlabar Abfall ahiaprlchi dar Ehiwlckluhg dar laizlah 
Jahre. Ef sollte sich aukghfilg uarrlhgarh, wall durch haf- 

mehrte Auflockerung (Dichibrbdukilchl im dlchibdbauihh 
Gdbldi dia Okchcmihchah Ahrdlzd fcr hlhd Abbruch- uhd 

Ndubaumiigkhii abhahmah; bf sollte sich erhOhen, wall 

dia zunehmende ubafaliafuhg dar Bauauh!Iiahz varbfäfk- 

Ih Abbruch- uhd Naubauiaiigkaii erfordert. Ala Ergdbhld 

dlaaar gagahlauflgah Tahdahabh wufda dar Abfall dar 
Wchhuhghhdubaufafigkbli im dichibdbauich Gdblai ga- 

gahobaf hauia nicht vdfahddfi. 
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11 Schlenennetz 
schematische Darstellung 
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Übergeordnete Verkehrsnetze 
Verkehrswege hatten immer schon groBen 
Einfluä auf die Besiedlung und die Ent- 
wicklung von Zentren. So sollen die lei- 
stungsfähigen öffentlichen Verkehrslinien 
(U-Bahn, S-Bahn) das Röckgrat der Sied. 
lungsentwlcklung bilden und die Haupt- 
und Bezirkszentren miteinander verbinden. 
Auäerhalb der Hauptzentren können Sled- 
lungsachssn auch durch Straöenbahnli- 
nien aufgeschlossen werden, dort sollen 
allerdings Beschleunigungsmaänahmen 
vorrangig zum Tragen kommen. 
Übergeordnete Straöen sollen die Sied- 
lungsgebiets tangential umfahren, um die 
städtische Umwelt möglichst wenig zu 
beeinträchtigen. Solche Grundsätze sind 
im dichtbebauten Stadtgeblet natörlich 
nur schwer erreichbar; dort museen tragba- 
rs Kompromisse gesucht und verstärkt ver- 
kehrsberuhlgende Maönahmen zur Verbes- 
serung der Wohnumwelt ergriffen werden. 

I 
Sfy 

~o O 

O 
O 

~ Diehtbebeutee Stedtgebiet, ~ Sl dl g h ~ Stebllee Gebiet, Sellebegeblet 

Heetuehstm St S 

17 



13 Grün- und Erholungsüeblete 
schematische Darstellung 
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GroBflüchige Grünräume 
Zwischen den Siedlungsachsen soll aus- 
reichend Raum für groBflächige Grünräu- 
me bestehen bleiben. Sie können aus Grün- 
keilen, Grünzügen, aber auch aus Grünin- 
seln gebildet werden, die miteinander zu 
verbinden sind. Solche Grünräume sollen 
nicht als Restflächen oder als Bauhoff- 
nungsgebiete, sondern als wesentlicher 
Bestandteil des gesamten räumlichen Leit- 
bilds verstanden werden. Grünkeile sollen 
möglichst weit ins dichtbebaute Gebiet ge- 
führt werden. Der Grüngürtel Wiens, der im 
Westen bereits seit 1905 gesichert ist, soll 
im SOden und Nordosten erweitert werden. 
Wenn in der „Längsrichtung" der Sied- 
lungsachse die Kontinuität der urban- 
dichten Atmosphäre angestrebt wird, dann 
in der „Querrichtung" das nahe Nebenein- 
ander von „Stadt" und „Land". Während in 

der traditionellen, radial-konzentrischen 
Großstadt die Freiflächen von den inner- 
städtischen Baugebieten wegrückten und 
dadurch der Gegensatz zwischen „Stadt" 
und „Land" verschärft wurde, soll in der 
Stadt der Siedlungsachsen und Grünzüge 
eine enge Verflechtung und ein harmoni- 
scher Übergang zwischen bebauten und 
unbebauten Gebieten erreicht werden. 

Stadtgestaltung 
Die Stadtentwicklungsplanung soll ver- 

stärkt als eine Aufgabe verstanden werden, 
die Stadt in ihrer Gesamtheit und im einzel- 
nen sorgfältiger zu gestalten, Wien ist 
nicht zuletzt als schöne Stadt in einer reiz- 
vollen landschaftlichen Einbettung weltbe- 
rühmt. Dabei gilt es, an die Qualität der Ver- 

gangenheit anzuschließen. Deshalb soll 

die Pflege der vorhandenen kulturhisto- 
risch wertvollen Stadtensembles mit ihrer 
unterschiedlichen Charakteristik einen 
wichtigen Platz einnehmen. Dabei darf es 
zu keiner erstarrten, im negativen Sinn 
„musealen" Konservierung kommen, viel- 
mehr soll eine lebendige, mit zeitgemäßen 
Nutzungen erfüllte Revitalisierung erfol- 
gen. Darüber hinaus ist es aber wichtig, die 
in der zweiten Hälfte des 20. Jh. s neu er- 
schlossenen Stadtgebiete stadtgestalte- 
risch zu verbessern. Hier muß die Gegen- 
wart den einer modernen Gesellschaft ge- 
mäBen Ausdruck suchen. 
Auf der übergeordneten Ebene der Gesamt- 
stadt stellt das vorliegende räumliche Leit- 
bild ein stadtgestalterisches Konzept dar. 
Die Verteilung der Zentren, die Anlage von 
Siedlungsachsen und großflächigen Grün- 
räumen, die Anordnung von Verkehrsnet. 
zen, die Angaben von Bebauungsdichten 
und Nutzungsverteilungen sind als Ele- 
mente der Stadtgestaltung zu verstehen. 
Solche Festlegungen werden allerdings 
erst allmählich zu allgemein sichtbaren 
Gestaltformen führen können. Unmittelbar 
und rascher wird die konkrete Bautätigkeit 
im einzelnen von den Menschen wahrge- 
nommen werden. Um diese besser zu einer 
städtebaulichen Gestaltung zusammenzu- 
führen, bedarf es verstärkter planerischer 
Anstrengungen auf der Ebene der Bezirks- 
und Stadtteilplanung. 

Regionale Entwicklung 
Das räumliche Leitbild für die Stadtent- 
wicklung sollte nicht nur innerhalb der 
Wiener Stadt- und Landesgrenzen, sondern 
in der gesamten Stadtregion Wien Geltung 

finden. Die Stadt als gesellschaftliche Rea- 
lität hat die administrativen Grenzen Wiens 
längst überschritten. Deshalb wurde im 
räumlichen Leitbild auch das Wiener Um- 

land miteinbezogen. Auch dort sollte die 
Besiedlung auf regionale Siedlungsachsen 
konzentriert werden, die die „Zentralen 
Orte" zu integrieren hätten. Selbstverständ- 
lich kann das nur ein unverbindlicher Vor- 

schlag sein, denn die Wiener Stadtentwick- 
lungsplanung verfügt in Niederösterreich 
Ober keine Kompetenz. Das vorgelegte 
räumliche Leitbild stützt sich jedenfalls 
auf die bereits beschlossenen Raumord- 
nungsprogramme des Landes Niederöster- 
reich. 
Es wird Aufgabe der Planungsgemein- 
schaft Ost (Wien, Niederösterreich, Bur- 
genland) sein, im Rahmen der Erstellung 
eines räumlichen Leitbilds fur die Länder- 
region Ost auch gemeinsame Vorstellun- 
gen Otber die angestrebte räumliche Struk- 
tur des Ballungsraums Wien zu entwickeln. 

Planung als ProzeB 
Das räumliche Leitbild darf nicht als star- 
res Korsett miBverstanden werden. Es ist 
vielmehr ein Orientierungsrahmen für die 
angestrebte räumliche Stadtentwicklung 
und muß erst durch verschiedene Pla- 
nungsinstrumente (z. B. Flächenwid- 
mungsplan und Bebauungspläne) im Pla- 
nungsprozeü konkretisiert werden. Es muß 
im jeweiligen konkreten Entscheidungsfall 
mit den besonderen örtlichen Gegebenhei- 
ten in Einklang gebracht werden. Ohne 
einen solchen Drientierungsrahmen könn- 
ten die vielen Einzelentscheidungen will- 
kürlich und widersprüchlich ausfallen. 
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14 UNO. City, Symbol der internationalen Se. 
deutung Wiena 

Aufgabenschwerpunkte 
nach Sachbereichen 

Die internationale 
Bedeutung Wiens 
Wien als Ort der internationalen Begeg- 
nung hat eine groBe Tradition. Durch die 
geopolitische Lage zwischen den beiden 
groBen Gesellschaftsystemen begünstigt 
und dem Neutralitätsstatus Österreichs 
verpflichtet, konnte die internationale 
Funktion Wiens als Ort der Begegnung auf 
politischem, wirtschaftlichem und kulturel- 
lem Gebiet stark erweitert werden. Wien ist 
heute eine der drei UND-Städte der Welt 

und zählt zu den bedeutendsten Kongreö- 
städten Europas. Die Stadt beherbergt eine 
groBe Zahl internationaler und zwischen- 
staatlicher Organisationen. Darüber hin- 

aus haben unterschiedlichste Unterneh- 
men und Institutionen, die sich mit dem in- 

ternationalen Warenaustausch befassen, 
ihren Sitz in Wien. Als Kultur- und Bil- 

dungszentrum hat Wien weit Ober die Gren- 
zen Österreichs hinaus Bedeutung. Zum 
weiteren Ausbau dieser internationalen 
Funktion Wiens sind die Flächen für Folge- 
einrichtungen zu sichern und weitere Infra- 

struktureinrichtungen zu fördern. 

Wiens Bedeutung für 
Österreich 
Die Hauptstadtfunktion Wiens wird durch 
übergeordnete Einrichtungen, wie die ober- 

sten staatlichen Organe, die zentrale Bun- 

desverwaltung, viele Zentralstellen der 
Wirtschaft, Interessensverbände, aber 
auch durch die Niederlassungen interna- 
tionaler Organisationen, Konzerne usw. , 

bestimmt. Einrichtungen der Kultur, Frei- 
zeit, Bildung und Wissenschaft haben 
Oberregionale Bedeutung. Um diese Be- 
deutung allen Österreichern stärker be- 
wuöt zu machen, sind die Beziehungen zu 
den Bundesländern durch bessere Mög- 
lichkeiten für soziale, kulturelle und wirt- 

schaftliche Kontakte zu verstärken. Durch 
den Ausbau der Verkehrsverbindungen zu 

den anderen Bundesländern ist die Rand- 

lage Wiens zu mildern. Die Fortsetzung 
und Ausweitung des Startwohnungspro- 
gramms für Zuwanderer könnte gemein- 
sam mit familienfördernden MSBnahmen 
den Bevölkerungsrückgang mikfern. 
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Wiens Stellung in der 
Ostregion 
Der Ballungsraum Wien ist bei weitem grö- 
Ber als das Gebiet innerhalb der Verwal- 
tungsgrenzen der Stadt. Der Verstädte- 
rungsprozeB im Raum Wien, der im Lauf 
der 60er Jahre einsetzte, die Ausdehnung 
Wiens in sein Umland, wird sich auch bei 
verringertem Wirtschaftswachstum fort- 
setzen. Die flächenraubende Besiedlung 
auBerhalb der regionalen Siedlungsachsen 
beinhaltet jedoch die Gefahr der Zerstö- 
rung wichtiger Erholungsgebiete. Bei der 
räumlichen Entwicklung Wiens sind die 
Verhältnisse im Wiener Umland mitzube- 
röcksichtigen. Es ist daher notwendig, die 
Zusammenarbeit zwischen den Ländern 
Wien, Niederösterreich und Burgenland in 

der Planungsgemeinschaft Ost zu intensi- 
vieren und auch eine wirksame Zusammen- 
arbeit In Fragen der Raumordnung mit den 
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Umlandgemeinden Wiens zu entwickeln. 
Als wirksame Gegensteuerung zur Zersied- 
lung des Umlands durch Zweitwohnbesit- 
zer ist den Wunschvorstellungen nach 
einem Einfamilienhaus im Grönen das 
„Leitbild des urbanen Wohnens" gegen- 
Qberzustellen. Die positiven Merkmale der 
Urbanität können dabei durch Verkehrsbe- 
ruhigung, Ausgestaltung des StraBenrau- 
mes, Verbesserung der öffentlichen Ver- 
kehrsmittel, Entkernung zu dichter Bau- 
blöcke usww der Bevölkerung wieder 
nähergebracht und bewußt gemacht wer- 
den. Erholungsräume auch auBerhalb der 
Stadtgrenzen Wiens sollen im Zusammen- 
wirken mit dem Land Niederösterreich und 
den Umlandgemeinden gesichert und ge- 
schötzt werden. Der Ausbau des Verkehrs- 
netzes ist stärker auf die angestrebte 
Struktur in der Länderregion Ost auszurich- 
ten. Die Anbindung Wiens an das Qber- 
regionale und regionale Verkehrsnetz ist 
durch Ausbau des Taktfahrplans auf der 

West- und Södbahn, durch Verdichtung des 
S-Bahn. Und Lokalbahnbetriebs sowie 
durch Maßnahmen auf dem Straßenbau- 
sektor zu verbessern. 

Natorliche Lebensgrund- 
lagen und Umweltschutz 
Das Wirtschaftswachstum der letzten Jahr- 
zehnte ermöglichte einen allgemeinen 
Wohlstand, föhrte aber auch zu einer zu- 
nehmenden Gefährdung der vorhandenen 
natörlichen Lebensgrundlagen. Die Beein- 
trächtigung der lebensqualität, vor allem 
durch Luftverschmutzung, Lärm und 
Grundwasserverunreinigung, hat beson- 
ders in den Städten zur Entwicklung eines 
ausgeprägten Umweltbewußtseins ge- 
föhrt. Der vorbeugende Umweltschutz er- 
scheint zunehmend zwingend, da die nach- 
trägliche Beseitigung der Umweltschäden 
nur mit hohen volkswirtschaftlichen Ko- 
sten möglich ist. 

tt Umweltbelastungen nach Gemelndebezlr. 
ken, 1552 
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20, 21 

Umweltschutz im Zusammenwirken mit 
Landschafts- und Naturschutz ist von ent- 
scheidender Bedeutung für die Erhaltung 
und Verbesserung der Lebensqualität in 

Wien. Da es sich hier um grenzüberschrei- 
tende Problemkreise handelt, ist ein natio- 
nales, aber auch internationales Vorgehen 
anzustreben. Großräumige Landschaftsfor- 
msn und Landschaftstypen, wie z. B. der 
Wienerwald, der Bisamberg und die Au- 
landschaften, aber auch signifikante Ge- 
ländsformen sind zu erhalten und zu schQt- 
zen. Besonderes Augenmerk ist auf die 
Ergänzung von landschaftlichen Schutzge- 
bieten in den östlichen und südlichen 
Randgebieten zu richten. Land- und forst- 
wirtschaftlich genutzte Flächen erfüllen 
für die Stadt wichtige Funktionen. Sie sind 
ökologischer Ausgleichsraum, stadtglie- 
derndes Element und Erholungsraum. 
Gleichzeitig sind sie auch für die Siche- 
rung der wirtschaftlichen Nahversorgung 
mit Nahrungsmitteln (Frischgemüse) wich- 
tig. Sie sollen daher durch geeignete Flä- 
chenwidmung oder durch das Wiener Na- 
turschutzgesetz gesichert werden. 
Bei der Standortwahl von größeren Betrie- 
ben, Anlagen und Kraftwerksn, aber auch 
bei der Errichtung neuer Wohnanlagen sol- 
len stadtklimatische Einflüsse, wie etwa 
die vorherrschende Windrichtung, stärker 
berücksichtigt werden. Zur Verbesserung 
des Stadtklimas sollen In den „Grünflä- 
chenmangelgebieten" vermehrt Freiflä- 
chen, Straßen und Höfe bsgrünt werden. 
Der Grüngürtel zur Verbindung der beste- 
henden Gebiete des Wald- und Wiesengür- 
tels soll ausgebaut, erweitert und rechtlich 
abgesichert werden. Dadurch soll beson- 
ders im Süden und Nordosten der Stadt ein 
zusammenhängendes Grünsystem ge- 
schaffen werden. Das gilt auch für die 
Grünkeile, die möglichst weit in das dicht- 
bebaute Stadtgebiet reichen sollen. 
Umweltverbessernde und schützende Maß- 
nahmen sind verstärkt einzusetzen, um für 
den Stadtbewohner eine gesunde und mög- 
lichst naturnahe Umwelt zu schaffen. Ver- 
treter der Umweltschutzbehörden, aber 
auch des sozialen und medizinischen Be- 
reichs sind bei wichtigen Planungsvorha- 
ben einzubeziehen. 
Bezogen auf die hauptsächlichen Verursa- 
chergruppen, ist eine Reihe von spezifi- 
schsn Maßnahmen zur Verbesserung der 
Umwelt zu veranlassen. Industrie, Kraftwer- 
ke und Hausbrand sollen stufenweise auf 
umweltverträglichere Produktionsverfah- 
ren und Energienutzung umgestellt wer- 
den. Die Förderung von Investitionen soll 
diesen Umstellungsprozeß beschleunigen. 
Der forcierte Ausbau der Fernwärme soll 
insbesondere stark belastete Gebiete ent- 
lasten. Im Interesse der Gesundheit von 
Menschen, Tieren und Pflanzen ist der Blei- 
gehalt im Benzin zu eliminieren und schwe- 

19 Lsndschaftüchs Vielfalt lm Wienerwsld 
20 Welnkulturen am Wlenerwaldsbhsng 
21 Aulandschaft In der Lobau 
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felfreies Heizöl einzusetzen. Zur weiteren 
Verminderung des Schadstoffausstoßes 
bei Kraftfahrzeugen soll die technische 
Ausrüstung verbessert werden. 
Die bundesgesetzlichen Bestimmungen 
für den Umweltschutz sind den städtischen 
Bedürfnissen anzupassen. Zur Reduzie- 

rung der Lärmbelastung durch den Kraft- 

fahrzeugverkehr sollen lärmschutztechni- 
sche Rocksichtnahmen bereits in der Pla- 

nungsphase erfolgen und Schal)schutz- 
maßnahmen, auch durch den verstärkten 
Einsatz von Bundesmitteln, finanziert 
werden. 
Eine wesentliche Belastung der Umwelt er- 

gibt sich durch die ständig wachsenden 
Müllmengen. Grö8te Bedeutung zur Ver- 

besserung der Umwelt kommt daher einer 
geordneten Abfallbewirtschaftung zu. Die 
Reduktion der Abfälle und die Wiederge- 
winnung von Rohstoffen aus Moll und Alt- 

material sind zu fördern. Strenge Kontrol- 
len bei der Deponierung und Beseitigung 
von Moll und industriellen Sonderabfällen 
sind im Interesse einer schadlosen Beseiti- 
gung durchzuführen. Durch die Erstellung 
von Rekultivierungsplänen noch vor Be- 
ginn der Lagerung sind abgeschlossene 
Deponien wieder einer Nutzung als Erho- 
lungsflächen zuzuführen. 

Bevölkerung 
Die Bevölkerung Wiens ist in den Jahren 
zwischen 1971 und 1981 um 5, 5% auf 
1, 53Mio. zurockgegangen. Derzeit vorlie- 

gende Prognosen sehen bis 1991 eine Ab- 

nahme auf etwa 1, 45Mio. Einwohner vor. 

Verursacht wurde der Bevölkerungsrück- 

gang durch die negative Geburtenbilanz 
und die Abwanderung in das Umland. Auch 
innerhalb des Stadtgebiets kam es zu star- 
ken Bevölkerungsverschiebungen. Durch 
die Bedürfnisse nach mehr Wohnraum und 
durch die Suche nach besseren Umweltbe- 

dingungen kam es zu einer starken Neu- 

bautätigkeit am Stadtrand. Aber auch die 
Verdrängung von Wohnungen durch Büros 
trug dazu bei, daß sich die Zahl der Einwoh- 
ner in den historisch gewachsenen, dicht- 
bebauten Stadtgebieten in den letzten 
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Bezirksgruppen Wohnbevölkerung Ausländer 1981 

1971 1981 
Veränderung 
1971 — 1981 

absolut tn 

absolut 

Anteil an 
der Wohn- 

bevölke- 
ren tn % 

Mitte 

Nordost 

Süd 
West 

Wien 

Dichtbebautes 
Stadtgebiet 

566. 744 
185. 710 
361. 899 
505. 532 

1, 619. 885 

1, 117. 140 

487. 759 
215. 834 
365. 366 
462. 387 

1, 531. 346 

965. 207 

78. 985 
+ 30. 124 
+ 3. 467 

43. 145 

88. 539 

— 151. 933 

13, 9 
+ 162 
+ 1, 0 

8, 5 

5, 5 

13, 6 

46. 052 
5. 785 

21. 983 
39. 603 

113. 423 

93. 569 

9, 4 

2, 7 
6, 0 
8, 7 

7, 4 

9, 7 

Quells: ÖStZ, Volkszählungsergsbnisse 1971 einschließlich der als „nur vorcbsrgehend anwesend" gezähl- 

ten ausländischen Arbeitskräfte, Volkszählunü 1981 
Bezirksgruppen: Mitte: Bezirke 1 — 9 und 20 

Nordost Bezirke 21 und 22 
Süd: Bezirke 10 — 12 und 23 
West: Bezirke 13 — 19 

Bezirksgruppen 

1961 1971 

Wohnbevölkerung 

1981 1991 

24, 25 

Mitte 
Nordost 
Süd 
West 

Wien 

635. 000 
138. 000 
315. 000 
540. 000 

1, 628. 000 

567. 000 
186. 000 
362. 000 
505. 000 

1, 620. 000 

488. 000 
216. 000 
365. 000 
462. 000 

1, 531. 000 

430. 000 
230. 000 
360. 000 
430. 000 

1, 450. 000 

240. 000 
350. 000 
410. 000 

1, 400. 000 

2ö 

Wohnbsvölkerung 
nach der höchsten abgeschlossenen Ausbildung 

Quelle: OStZ, Ergebnisse der Vclkszählungsn 1961, 1971 (vergleichbargemachte Daten), 1981 
OStZ, Bsvölkerungsprognose lcr die österreichischen Bundesländer, MA 18, Bsvfllkerunäsvoraus. 

schätzung nach Bezirksgruppsn 

22 Sondermüüslnssmmlunü 
23 Garlenhofgestsltung lm 4. Bezirk — Plan- 

quadrat 
24 Bsvölksrungssntwlcklung 1971 — 1961 nach 

Bezirksgruppen 
26 Entwicklung und Prognose der Wohnbevöl. 

kerung 1 eö1 — 2ccf nach Bezirksgruppsn 
26 Büdungsnlvsau der Wiener Bevölkerung 

1971 — 1961 

Hochschule 

Höhere Schule 

Mittlere Schule (Fachschule) 

Lehrsusbildung 

Pflichtschule 

insgesamt 

Anteil 
1971 

54. 541 

129. 327 

136. 620 

4O5. 537 

625. 737 

1, 351. 762 

Qusüe: OStZ, Ergebnisse der Volkszählungen 1971 und 1981. 

Anteil 

in % 

4, 0 

9, 6 

10, 1 

30, 0 

46, 3 
'I 00, 0 

1981 

73. 809 

141. 516 

167. 702 

536. 744 

1, 305. 679 

in % 

5, 7 

10, 8 

12, 8 

29, 6 

41, 1 

100, C 
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MÄNNMI 

75 
I. *Nr ')2 

Bezirksgruppen 

Mitte 
Nordost 
Sgd 
West 
Wien 

1961 
487. 000 
46. 600 

137. 000 
194. 300 
864. 900 

ARBEITSPLÄTZE' 
1971 

426. 900 
49. 400 

136. 600 
173. 300 
786. 200 

1981 
413. 000 

72. 000 
157. 000 
172. 000 
814. 000 

ARBEITSKRÄFTEPOTENTIAL 
(erwerbsfähige Wohnbevölkerung, Frauen im Alter von 15 — 60 Jahre, 

Männer im Alter von 15 — 65 Jahre) 
45 

Wien 1 059. 200 957. 40 946. 400 

25 

5 47 

D 

Wien 

BERUFSTÄTIGE 
(Beschäftigte und Arbeitslose) 

820. 600 724. 50 
)An i)W 6II Dl Vlk hl D 941, 971 det f I Dt m p p 

SEI hlhdli hd 5244 I t nl ww ~ e 
D I ESIE Den I d V WND g IMI. IWINW)l t h) g h D ), 25 

MA D, AD I 9 t Dt* 2 nd«l M PP" 

720. 200 

29, 3C 
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28 Altergaufbau(pyramidal dar Wiener Bevölke- 
rung 1981, 1991 

29 A*eltaplätze, A*eltgkräftepotantlal und 
Berufgtätlge tset, 1971, 1981 

39 Einwohner, Arbeitsplätze und berulgtätlse 
Einwohner nach Bezlrkgsrappen 1981-zeel 

zehn Jahren um Ober 150000 Personen ver- 
ringerte. Im gleichen Zeitraum verzeichne- 
ten die locker bebauten Bezirksteile am 
södlichen und nordöstlichen Stadtrand 
einen Zuwachs von rund 50000 Personen. 
Das Ziel der känftigen Bevölkerungspolitik 
muB es sein, den Bevölkerungsrockgang 
gering zu halten und weitgehend ausgewo- 
gene Bevölkerungsstrukturen im gesamten 
Stadtgebiet anzustreben. Dazu beitragen 
kann einerseits die allgemeine Verbes- 
serung der städtischen Lebensbedingun- 
gen bei den Wohnh Arbeite- und Umweltver- 
hältnissen, anderseits die bessere Identifi- 
kation der Bewohner mit ihrem Stadtviertel 
durch eine verstärkte Stadtbildpf lege und 
den Ausbau der sozialen und kulturellen 
Infrastruktureinrichtungen in unterversorg. 
ten Gebieten. Durch Hebung der Attraktivi- 
tät der Stadt kann der Abwanderung entge- 
gengewirkt und die Zuwanderung von Ar- 

beitskräften aus den Bundesländern 
erhöht werden. Die Verbesserung der Inte- 
grationsmöglichkeiten fär ausländische 
Beschäftigte und deren Familienangehöri- 
ge, die auf Dauer in Wien bleiben möchten, 
ist eine weitere MaBnahme, den Bevölke- 
rungsräckgang Wiens zu verlangsamen. 

Arbeitsmarkt 
In Wien gibt es rund 800 000 Arbeitsplätze, 
d. ho rund ein Viertel aller Beschäftigten 
Österreichs arbeitet in Wien. Von den Be- 
schäftigten Wiens kommen rund 160000 
Personen als Berufspendler aus den Bun- 
desländern nach Wien, knapp 70000 sind 

Bazirkggruppe: 

Mitte: Bezirke 1-9, 20 
Nordost Bezirke 21 und 22 
Sud: Bezirke 10-12, 23 
West: Bezirke 13-19 
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Wirtschaft und Finanzen 
Wien ist der bedeutendste Wlaschafts- 
raum Österrelchs. Von allen B(lndeslän- 
dern hat Wien den gröBten Anteil 4)n den in 
Österreich produzierten Ggtern und Dienst- 
leistungen. Im Vergleich zu Geaämtöster- 
reich ist das Wachstum der Wiener Wirt- 
schaft allerdings unterdurchschr)Etlich, so 
daB der Anteil Wlens an der öääerreichi- 
schen Volkswirtschaft von rund. 30% im 
Jahr 1971 auf 28% im Jahr 1983 Eurgckge- 
gangen ist. Oberstes Ziel för dijä Wiener 
Wirtschaft Ist daher die Sicherung eines 
ausreichenden Wirtschaftswaciääjtums zur 
Erhaltung des Wohlstands und där Vollbe- 
schäftigung der Wiener Bevölkertä)g sowie 
der Wirtschaftskraft Wiens als räaterielle 
Basis der Lebensqualität. Es sind deshalb 
vor allem jene Wirtschaftsberelolle zu för- 
dern, die beschäftigungswirksam sind. 

Die wirtschaftliche Struktur von Wien ist 
durch die groBe Vielfalt an wirtschaftli- 
chen Einrichtungen gekennzeichnet, wobei 
der tertiäre Sektor, verglichen mit'Gesamt- 

ausländische Beschäftigte. Der Wiener Ar- 

beitsmarkt hat sich auch bei den reduzier- 
ten Wachstumsraten der letzten Jahre als 
relativ stabil erwiesen. Die Arbeitslosenra- 
te Wiens liegt sogar noch unter dem im in- 
ternationalen Vergleich bereits sehr niedri- 
gen österreichischen Wert. 
Die Wirtschafte- und Arbeitsmarktpolltlk 
för Wien soll weiterhin darauf abzielen, 
einen Beitrag zu einem quantitativ ausrei- 
chenden und qualitativ entsprechenden, 
räumlich ausgewogenen Arbeitsplatz- und 
Lehrstellenangebot zu leisten. Die Zuord- 
nung von Wohn- und Arbeitsplätzen ist im 
gesamten Stadtgebiet, vor allem aber in 
den mit Arbeitsplätzen unterversorgten 
Randbezirken im Nordosten, zu verbes- 
sern. Dies kann durch Schaffung von 
Arbeitsplätzen, Verbesserung der Verkehrs- 
anbindung, Investitionsprogramme und 
Förderungen durch die öffentliche Hand, 
aber auch mittels Unterstätzung neuer For- 
men der Arbeltsplatzsicherung, wie selbst- 
verwaltete Betriebe, Arbeitskollektive uswu 
erfolgen. 
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österreich, Oberdurchschnittlich stark ver- 
treten ist. Die Erhaltung einer stadtgerech- 
ten und ausgewogenen Wirtschaftsstruk- 
tur ist daher vorrangiges räumliches Ziel. 
Trotzdem ist auch die Stärkung des sekun- 
dären Sektors als Motor der Wiener Wirt- 
schaft unter besonderer Berocksichtigung 
„intelligenter Produkte" vordringlich. Da- 
mit kann nicht nur eine Strukturverbesse- 
rung erreicht, sondern auch ein positiver 
Wachstumseffekt auf dem tertiären Sektor 
ausgelöst werden. Die Entwicklung und 
Anwendung neuer Technologien, neuer 
Produkte und Verfahren ist daher verstärkt 
weiter zu fördern. 
Im Stadtgebiet sollen verträgliche Funktio- 
nen kleinräumig gemischt werden, wobei 
Wohngebieten nur umweltfreundliche Be- 
triebe zugeordnet werden sollen. For stö- 
rende Betriebe sollen „Industrie- und Be- 
triebsbaugebiete" an geeigneten Stand- 
orten errichtet werden. Die gewachsenen 
Zentren und Geschäftsstraßen sind durch 
attraktive Gestaltung und gonstige Ver- 

kehrsverbindungen zu stärken, um ein 
Gegengewicht zur Konkurrenz der Ein- 
kaufszentren im Umland zu schaffen. 
Gleichzeitig ist zur Aufrechterhaltung der 
Mindestversorgung der Bevölkerung im 
dichtbebauten Stadtgebiet und am Stadt- 
rand auf die Sicherung der Einzelhandels; 
Gewerbe- und Dienstleistungseinrichtun- 
gen Bedacht zu nehmen. 
Der Bedeutung des internationalen Frem- 
denverkehrs fQr die Wiener Wirtschaft soll 
durch Weiterfohrung der Förderungsmaß- 
nahmen zur Verbesserung der Qualität der 
Hotelbetriebe, aber auch durch Verbesse- 
rungen bei der Organisation und Werbung — vor allem im Städtetourismus — Rech- 
nung getragen werden. Weiters soll auch 
die Verbesserung der Qualität der Gastge- 
werbebetriebe und sonstiger Freizeitbe- 
triebe gefördert werden. 
Die Finanzkraft Wiens soll durch die Siche- 
rung ausreichender Einnahmen aus dem 
Finanzausgleich und durch Zuschosse des 
Bundes gestärkt werden, um den weiter 
steigenden Aufgaben als Bundeshaupt- 
stadt gerecht werden zu können. Daher 
sind die Bemohungen um die Ausweitung 
von Bundesaufwendungen for stadtwirksa- 
me Maßnahmen, wie Altstadterneuerung, 
Umweltschutz, Nahverkehrsausbau usw. , 

zu verstärken, ebenso soll auch eine Abgel- 
tung der durch Nichtwiener Patienten ver- 
ursachten Kosten in den Wiener Kranken- 
anstalten angestrebt werden. 
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Technische 
Dienstleistungen 
Ein quantitativ und qualitativ ausreichen- 
des Angebot von technischen Dienstlei- 
stungen und Infrastruktureinrichtungen ist 
mitbestimmend för die Lebensqualität der 
Bewohner und die Konkurrenzfähigkeit der 
Betriebe. Dieses Angebot ist mit der räum- 
lichen und wirtschaftlichen Entwicklung 
Wiens in Übereinstimmung zu bringen. 
Die Reduzierung des Energieverbrauchs ist 
letztlich nicht nur eine Frage der Verknap- 
pung der Energievorräte und steigender 
Energiepreise, sondern vor allem ein we- 
sentliches Anliegen des Umweltschutzes; 
im Vordergrund muß weiterhin der spar- 
samste und wirtschaftlichste Einsatz der 
Primärenergie stehen. Zur Schonung der 
natörlichen Ressourcen ist Elektrizität vor- 

rangig in Wasserkraftwerken zu erzeugen, 
diese sind unter Beachtung der geringst- 
möglichen Beeinträchtigung der Natur 
auszubauen. Kalorische Kraftwerke sind 
prinzipiell als Kraft-Wärme-Kupplung (ge. 
meinsame Strom- und Wärmegewinnungj 
auszulegen. Leitungsgebundene Ge- 
brauchsenergie ist unter Beröcksichtigung 
der Versorgungssicherheit förden Verbrau- 
cher, regional und nach den Kriterien Wirt- 
schaftlichkeit, Umweltschutz und Energie- 
einsparung differenziert, zu verteilen. Dazu 
ist der Einsatz von Fernwärme als umwelt- 
schonendste und energiesparendste Ener- 
gieform durch Erhöhung der Netzdichte, 
durch intensive Werbung usw. zu fördern. 
Energiesparende Technologien, alternative 
Energieträger und alle Formen möglicher 
Einsparung sind, soweit es technisch und 
wirtschaftlich vertretbar ist, vermehrt ein- 
zusetzen. 
Im Interesse einer langfristig gesicherten 
Versorgung Wiens mit Trinkwasser sind 
durch Einleitung weiterer Quellen in die 
I. Hochquegenwasserleitung und den Bau 
eines ausreichend gesicherten Grundwas- 
serwerks weitere Trinkwasservorkommen 
zu erschließen. Ebenso ist mit der Sanie- 
rung der II. Hochquegenwasserleitung zu 

beginnen, um die Versorgungssicherheit 
zu erhöhen und Transportverluste zu redu- 
zieren. Besonders för die Bewässerung von 
öffentlichen Park- und Gartenanlagen, 
Sportplätzen und dgl. , aber auch for die 
Straßenreinigung zur Entlastung der öf- 
fentlichen Versorgung aus dem Trinkwas- 
sernetz ist Nutzwasser aus örtlich verfQg- 
barem Grundwasser heranzuziehen. In 

allen besiedelten Gebieten, deren Trink- 

wasserversorgung aus dem örtlichen 
Grundwasser erfolgt, ist der Anschluß an 
das öffentliche Netz herzustellen. Umge- 
hend ist auch die Sanierung jener Teile des 
Versorgungsnetzes in Angriff zu nehmen, 
die altersbedingt oder wegen der hohen 
Belastung durch den Straßenverkehr eine 
hohe Gebrechenhäufigkeit aufweisen. Zur 
Verbesserung der Druckverhältnisse und 
der Verteilung des Wassers sind neue 
Hauptleitungen herzustellen. 

Die Arbeiten zur vollständigen Erfassung 
aller Abwässer Wiens in der Hauptkläranla- 
ge sind bis auf die Einleitung des Liesing- 
talsammelkanals abgeschlossen. Es ist 
nunmehr Vorsorge zu treffen, daß die Ver- 

unreinigung von Wienf laß und Donaukanal 
durch die Regenöberläufe der parallel ver- 

34 Energlegewlnnung lm Kraftwerk Simmering 
35 Energleverbrauch 1970-1983 
36 öffentgche Trinkwasserverscrgung- 

Wasseraufbrlngung 1960-1983 
37 öffentliche tvlnkwasserversorgung- 

tvlnkwesserverbrauch 1960-1983 
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laufenden Hauptsammelkanäle im Falle 
von ergiebigen Niederschlägen so gering 
wie möglich gehalten wird. Der Ausbau des 
Kanalnetzes in allen bisher nicht kanalent- 
sorgten Gebieten ist zu forcieren, ebenso 
die Sanierung jener Kanäle, die bereits im 
vergangenen Jahrhundert errichtet wur- 
den. 
Die Zusammensetzung der stetig wachsen- 
den Menge an Hausmöll hat sich in den 
letzten Jahren wesentlich verändert. Der 
Anteil kaum oder gar nicht verrottbarer Be- 
standteile ist gestiegen, gleichzeitig sind 
immer mehr Problemstoffe (Chemikagen, 
Medikamente, Batterien usw. j angefallen. 
Durch das Sonderabfallgesetz wird nur in- 

dustrieller und gewerblicher Sonderabfall 
erfaßt. Problemstoffe aus dem Haushalts- 
bereich können nur bei ausreichender Mo- 
tivation der Bevölkerung zur Mitarbeit ge- 
sammelt werden; gleiches gilt för die ge- 
trennte Einsammlung wiederverwertbarer 
Stoffe. Die Bemohungen zur Verringerung 
der anfallenden Möllmengen durch Abfall- 
vermeidung mößten vor allem durch die 
Wirtschaft unterstötzt werden. För die Be- 
seitigung von Sondermöll ist auf umwelt- 
freundliche Verfahren wie auch auf ge- 
eignete Deponiemöglichkeiten besonde- 
rer Wert zu legen. Hier ist eine nationale 
und internationale Zusammenarbeit anzu- 
streben. Bei der Anlage von Deponien ist 
geologischen, hydrologischen und stadt- 
bzw. landschaftsgestalterischen Anforde- 
rungen zu entsprechen. Deponien sind 
nach dem Abschluß der Schöttungen zu re- 
kultivieren. 
Die technische Sicherheit konnte in den 
letzten Jahren in Wien wesentlich verbes. 
sert werden. Dies trifft besonders för den 
Donauberelch zu, wo durch den Bau der 
Donauinsel und Erhöhung und Festigung 
der Dämme nicht nur ein totaler Hochwas- 
serschutz erzielt wird, sondern auch zu- 
sätzlicher Erholungsraum gewonnen wer- 
den konnte. Auch die Hochwassersicher- 
heit der Wienerwaldbäche wird zur Zeit- 
vor allem durch Retensionsmaßnahmen- 
verbessert. 
För Unglöcksfälte, auch solche größeren 
Ausmaßes, bestehen Einsatzpläne för die 
verschiedenen Hilfsorganisationen; je- 
doch ist das Nachrichtensystem zwischen 
den Einsatzstellen dieser Diensts und den 
Kommandostellen sicher auszubauen. Hin- 

sichtlich der Sicherheit bei Katastrophen, 
wie chemischer Luftverunreinigung oder 
radioaktiver Strahlung, ist die Bevölkerung 
zeitgerecht Ober Vorsorgemaßnahmen zu 
informieren und aufzuklären. Als Grundla- 
ge för ein Schutzraumkonzept sind geeig- 
nete Räumlichkeiten för den Einbau von 
Schutzräumen zu erfassen bzw. bei Neu- 
bauten för einen nachträglichen Einbau 
von Schutzräumen Vorsorge zu treffen. 

Stadterneuerung 
Stadterneuerung ist weit mehr als die Ver- 

besserung von Substandardwohnungen, 
die Erneuerung baufälliger Fassaden oder 
die Erhaltung historisch wertvoller Gebäu- 
de oder Ensembles. Mit der Stadterneue- 
rung wird die umfassende Verbesserung 
der Lebensqualität in der Stadt angestrebt. 
Dabei werden Stadterneuerung und Stadt- 
erweiterung nicht als Gegensätze, sondern 
als einander ergänzende Vorgänge der 
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89 Miülsbluhr in Wien 1968-1988 
40 Mügsbfuhr 

41 üegrünter Innenhof In Ottekrlng 
42 Wohnatrase Kutschkergssse Im 18. üezlrk 
48 Räumüche Unterschiede In der Wohnungs. 

ausstattung 1881 

Anteü der Subatendsrdwohnungen') an den Woh- 
nungen mit Wohnbevölkerung nach Zählgebieten In % 

eis 3, 0 20, 1 — 35, 0 

3, 1-10, 0 35, 1 — 50, 0 ~ 10, 1 — 20, 0 50, 1 dd bb 

Wie t 15, 7% 

km 

Stadtentwicklung angesehen. Aufgrund 
der zahlreichen Strukturprobleme im dicht- 
bebauten Stadtgebiet (hohe Bebauungs- 
dichte, Mangel an Grün- und Freiflächen, 
oft störendes Ineinandergreifen von Wohn- 
und Betriebsstätten, Umweltbelastung 
durch den ruhenden und fließenden Ver- 
kehr usw. ) soll der Schwerpunkt bei der 
Stadterneuerung liegen und die Stadter- 
weiterung auf das notwendige Maß be- 
schränkt werden. Stadterneuerung soll als 
erhaltende Erneuerung betrieben werden. 
Abbruch und Neubau sollen zur Struktur- 
verbesserung eingesetzt werden und nicht 
die Grundstücksausnützung im dichtbe- 
bauten Stadtgebiet erhöhen. 
Die Bebauungsdichte im dichtbebauten 
Stadtgebiet ist grundsätzlich zu reduzie- 
ren. Dies kann durch Änderungsn der 
Bauordnung und der Bebauungspläne ein- 
geleitet werden. Mitunter soll auch die 
Bebauungsdichte unter die des Althaus- 
bestandes aus der Gründerzeit verringert 
werden. Durch vermehrte Errichtung von 
Grünanlagen und Wohnfolgeeinrichtun- 

e lk 1 3 s 

43 

gen, wie Kindergärten, Schulen slnschlieB- 
lieh der dazugehörigen Freiflächea, durch 
Entkernung von Hinterhöfen bzw. Umstruk- 
turierung ungünstiger Baublöcke, soll die 
zu dichte Bebauung aufgelockert werden. 
Durch flexiblers Handhabung von schema- 
tischen Bebauungsbestlmmungen soll 
eine weitere Verdichtung verhindert wer- 
den. 
Bestehende Grün- und Naherholungsflä- 
chen sind auszubauen und neue öffentli- 
che und halböffentliche Grünanlagen an- 
zulegen. In den dichtbebauten Gebieten 
sind vermehrt Mittel im öffentlichen Be- 
reich für diese Zwecke einzusetzen. Parks 
sind durch Einbeziehung angrenzender 
Straßenflächen und Grundstücke zu ver- 
gröBern, Alleen sollen verlängert und neu 
angelegt werden, Wohnstraßen und ver- 
kehrsarms Zonen sind mit Grünanlagen zu 
verbinden. Zur Erleichterung der Innenhof- 
entkernungen und zur Auflockerung zu 
dichter Bebauung sollen Förderungsmittel 
für den Abbruch störender Gebäude bzw. 
Gsbäudeteile gewährt werden. 
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Mit der Reduzierung des Autoverkehrs in 

den innerstädtischen Gebieten kann ein 
wesentlicher Beitrag zur Verbesserung der 
Umwelt geleistet werden. Der Durchzugs- 
verkehr ist durch eine entsprechende Ver- 

kehrsorganisation auf das höherrangige 
Straßennetz zu verlagern, Schleichrouten 
sind zu verhindern. Der öffentliche Verkehr 
und der Taxiverkehr sind zu fördern. För die 
täglichen Berufspendler sind Parkplätze 
am Berufsort einzuschränken. Durch Ge- 
schwindigkeitsbeschränkungan, Abgasrei- 
nigung, Verringerung der Morotengeräu- 
sche und geräuscharme Straßenbeläge so- 
wie entsprechende Bereifung soll die 
Umweltbelastung durch den Autoverkehr 
bekämpft werden. Lärmschutzmaßnahmen 
an Wohnhäusern sollen gefördert werden. 
Zur Linderung der Parkplatznot ist in erster 
Linie der Bau von Garagen för die inner- 
städtische Wohnbevölkerung zu fördern. 
Das Neben- und Miteinander von Wohnun- 

gen, Betrieben und Gemeinschaftseinrich- 
tungen soll weitgehend erhalten bzw. ge- 
fördert werden. Auf die gegenseitige Ver- 

träglichkeit ist zu achten. Es sind daher die 
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Flächenwidmungs- und Bebauungspläne 
und die verschiedenen Wohnungs- und 
Wirtschaftsförderungssysteme aufeinan- 
der abzustimmen. 
Die Erhaltung und Revitalisierung kulturhi- 
storisch wertvoller städtischer Ensembles 
ist als wichtiges stadtgestalterisches An- 

liegen anzusehen. Auch außerhalb von 
Schutzzonen soll das charakteristische 
Stadtbild älterer Viertel gepflegt und Mittel 
aus der Altstadterhaltung för schötzens- 
werte Gebäude und Ensembles gewährt 
werden. Die Stadtgestaltung ist im dichtbe- 
bauten Stadtgebiet vermehrt zu beachten. 
Die Bestimmungen gegen die Verdrängung 
der Wohnnutzung sollen verbessert, eine 
kleinteilige Wirtschaftsstruktur gefördert 
werden. 
Die Organisation der Verwaltung ist durch 
Vereinfachungen und durch Dezentralisie- 
rung auf die Erfordernisse der Stadterneue- 
rung besser auszurichten, vor allem bei 
umfassenden Gebietserneuerungen und 
bei der daför notwendigen Gebietsbetreu- 
ung. Stadterneuerung ist im engsten Ein- 

vernehmen mit der ansässigen Bevölke- 
rung durchzuföhren und daher auf die 
Bedörfnisse und Möglichkeiten der Betrof- 
fenen abzustimmen. Eigeninitiative ist be- 
sonders zu fördern, das Informationswe- 
sen auszubauen und die Selbstorganisa- 
tion zu unterstötzen. Organisatorische 
Hilfeleistungen för die Um- und Absied- 
lung sollen för Bewohner ebenso wie för 
Betriebe eingerichtet werden. För Stadt- 
erneuerungsgebiete sind Umsiedlungs- 
pools aller betroffenen Bauträger zu schaf- 
fen. Die öffentliche Hand soll vor allem in 

jenen Gebieten wirksam werden, in denen 
die größten Strukturmängel bestehen und 
die selbsttätige Erneuerung stagniert. 
Durch die Gebietsbetreuung soll die bevöl. 
kerungsorientierte, bestandsschonende 
und integrierte Erneuerung ganzer Gebiete 
weiter ausgebaut werden. Die öffentliche 
Förderung ist verstärkt auf die Erfordernis- 
se der Stadterneuerung abzustimmen, um 

das enge Nebeneinander verschiedenarti- 
ger Nutzungen beröcksichtigen zu können. 
Die unterschiedlichen gesetzlichen Be- 
stimmungen und Förderungssysteme zur 
Unterstötzung des Stadterneuerungspro- 
zesses sind zu vereinfachen, zu vereinheit- 
lichen und die befaßten Dienststellen beim 
Bund und in Wien sind besser zu koordinie- 
ren. Die Aufteilung der öffentlichen Förde- 
rungsmittel des Bundes auf die Länder soll 
entsprechend dem Sanierungsbedarf erfol- 
gen. 
Durch die konsequente Anwendung bereits 
bestehender und die Schaffung zusätzli- 
cher Instrumente ist die Bodenpolitik ver- 

stärkt auf die Anforderungen der Stadter- 
neuerung auszurichten. För die Zusam- 
menlegung zu kleiner Baublöcke, die 
Schaffung von Naherholungsflächen usw. 
soll der kommunale Grundankauf zur 
Strukturverbesserung im dichtbebauten 
Stadtgebiet eingesetzt werden. 

Abnahme 
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Wohnungswesen 
Über Jahrzehnte hinweg war es ein Haupt- 
ziel der Kommunalpolitik in Wien, neue 
Wohnungen zu errichten, um die ärgste 
Wohnungsnot und die Kriegsschäden zu 
beseitigen. Seit 1950 wurden rund 300000 
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stig sind und andererseits eine sinnvolle 
Hausverbesserung nicht verhindern. Bei 
anhaltender Vernachlässigung von Althäu- 
ssrn soll die Stadtverwaltung Ersatzvor- 
nahmen gemäß der Bauordnung durchföh- 
ren. Größere Instandsetzungen sollen 
öffentlich gefördert werden. Die Verbesse- 
rung ganzer Althäuser soll bevorzugt be- 
handelt werden, vor allem, wenn die Haus- 
infrastruktur instandgesetzt oder ausge- 
baut wird. Wohnungszusammenlegungen, 
Ensrgiesparmaßnahmen und Verbesserun- 
gen der Sanitärausstattung sollen beson- 
ders gefördert werden. Auch Eigenarbeiten 
der Bewohner bei Wohnungsvsrbesserun- 
gen sind zu unterstotzen. 

Zukönftige Stadterweiterung und die Auf- 

föllung untergenutzter Gebiete sollen nur 
in Siedlungsachsen entlang von Hauptli- 
nien des öffentlichen Verkehre erfolgen. 
Bei der Planung von Wohnhausanlagen am 
Stadtrand ist vermehrt auf die städtische 
Vielfalt zu achten. Dies ist zu erreichen 
durch Gliederung der Anlage in Oberschau- 
bare, kleine Einheiten, durch möglichst 
enge Mischung von Wohnbauten, Betrie- 
ben und Gemeinschaftsanlagsn und durch 
bessere Zuordnung der Grönflächen zu den 
Gebäuden. Größere Siedlungen sollen zeit- 
lich gestaffelt errichtet werden, um Spitzen 
im Bedarf an sozialen Infrastruktureinrich- 
tungsn zu vermeiden. Durch eine größere 
Vielfalt von Wohnungsgrößen und Woh- 

nungstypen ist sine gönstigere altersmäßi- 
ge und soziale Durchmlschung der Bevöl- 
kerung anzustreben. Gsmslnschaftsein- 
richtungen fQr Kinder und Jugendliche mit 
teilweiser Selbstverwaltung sowie Woh- 

nungen und Gemeinschaftseinrichtungen 
for alte Menschen und Behinderte sind ver- 

mehrt vorzusehen und weitgehend in die 
Anlagen zu integrieren. 
Die Vielfalt von Wohn- und Bebauungsfor- 
men ist zu erhöhen. Der Anteil an niedrige- 
ren Gebäudetypen und familienfreundli- 
chen Wohnformen ist zu vergrößern. Der 
Stadtgestaltung ist sowohl bei der Stadter- 
neuerung als auch am Stadtrand wesent- 
lich mehr Bedeutung einzuräumen. For 
vielversprechende Experimente und neue 
Ideen im Wohnungsbau soll ein Teil der 
Wohnbauförderungsmittel reserviert wer- 

den. Sozialorisntierte Wohnbauträgsr sol- 
len vorrangig gefördert werden. Die Förde- 
rungssysteme von Bund und Stadt Wien 
sind aufeinander abzustimmen und den un- 

terschiedlichen Anforderungen anzupas- 
sen. Die Förderung fQr Wohnhauserhaltung 
und -verbesserung soll der Wohnungsneu- 
bauförderung angeglichen werden, ebenso 
das Subjektförderungssystem der Miet- 
rechtsmaterie an das der Wohnbeihilfen. 
Wohnbauförderungsmittel sind nach räum- 

lichen Kriterien (Bevorzugung von Stadter- 
neuerungsgeblsten) und Qualitätsstan- 
dards (z. B. Maßnahmen gegen Lärmbelä- 
stigung) differenziert zu vergeben. Zur 
Vermeidung extremer Grundstöcksausnot- 
zung sollen bei der Vergebe von Förde- 
rungsmitteln Preisobergrenzen nicht nur 
auf mögliche Geschoßf lachen, sondern 
auch auf Grundstöcksflächen bezogen 
werden. Um die Bebauung zu sichern und 
Bodenspekulation zu verhindern, sind die 
vollen Aufschllsßungskosten nach erfolg- 
ter Aufschließung von neuem Bauland den 
Grundstgckseigentömern zu verrechnen. 
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Sozial- und 
Gesundheitswesen 
Bei der Versorgung Wiens mit sozialen Ein- 
richtungen konnte die bereits in der Ver- 

gangenheit führende Rolle ausgebaut wer- 
den. Eckpfeiler des sozialen Netzes soll 
der „Soziale Bürger" sein, der sich verant- 
wortungsbewuät, sozial denkend und han- 
delnd an der öffentlichen Hilfe beteiligt. 
Eine öffentliche Hilfe ist der Bevolkerung 
aller Altersstufen bei der Lösung jener so- 
zialen Probleme anzubieten, die nicht aus 
eigenem gelöst werden können. Hilfestel- 
lungen von privaten Organisationen sollen 
weiterhin organisatorisch und auch mate- 
riell gefördert werden. Um soziale Proble- 
me zu vermeiden, Bedarfsspitzen an sozia- 
len Infrastrukturleistungen zu verhindern 
und die Grundlage für Nachbarschaftshilfe 
zu schaffen, ist eine ausreichende soziale 
und altersmäBige Durchmischung der Be- 
völkerung vor allem in den Stadterweite- 
rungsgebieten zu gewährleisten; dazu ist 
eine Vielfalt der Wohn- und Bebauungsfor- 
men, der Bauträger und der Wohnungsty- 
pen anzustreben. 
Die Vollversorgung für Drei- bis Fünfjährige 
mit Kindergartenplätzen muä sicherge- 
stellt bleiben. Im dichtbebauten Gebiet 
entsprechen die bauliche Substanz und 

das Freiflächenangebot der Kindergärten 
oftmals nicht den gestellten Anforderun- 
gen, hier sind Verbesserungen notwendig. 
Das Angebot von Nachmittagshorten und 
Tagesheimschulen für jene schulpflichti- 
gen Kinder, die keine Ganztagsschule be- 
suchen, ist insgesamt zu vergröäern und 
auch regional dem Bedarf besser anzupas- 
sen. Die Zahl der Jugendzentren ist zu ver- 

mehren und die aktive Teilnahme der Besu- 
cher bei der Gestaltung des Angebots zu 
fördern. 
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Ambulatorien 2. Stufe 

Krankenhaus 3. Stufe 
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s 

Periphere Teams r------------~ 
I Praktiker, Facharzte, I 
I Prsxisgemeinochaften I, 
I 

Nichtarztlicheo Personal der 

I 
medizinischen und sozialen Dienste 

Das Angebot an Wohn- und Pensionisten- 
heimplätzen för ältere Menschen ist beson- 
ders im dichtbebauten Gebiet zu vergrö- 
öern. Die Belange der alten Menschen so- 
wie der Behinderten sind bei der 
Gestaltung von baulichen Einrichtungen 
und Anlagen zu beröcksichtigen. Dazu 
muö die Bauordnung novelliert werden. 
Einrichtungen der Beschäftigungstherapie 
sowie Wohnheime bzw. Wohngemeinschaf- 
ten sind regional gestreut zu fördern. Die 
sozialen Stötzpunkte, in denen auch medi- 
zinische Betreuung angeboten wird, sind 
auszubauen. För Randgruppen ist ein an- 
gepaötes Angebot an börgsrnahen dezsn- 
tralen psychosozialen Diensten bereitzu- 
stellen. 
Ein bedarfsgerechtes Angebot an sozialer 
und medizinischer Betreuung bei der Vor- 

beugung, Heilung und Nachsorge ist zu 
schaffen. Zu diesem Zweck sollten öffentli- 
che und private Stellen und Institutionen 
bei der Planung, der Realisierung und beim 
Betrieb von Einrichtungen des Gesund- 
heitswesens weiterhin in der bewährten 
Form zusammenwirken. Im Rahmen einer 
intensiveren Gesundheitserziehung ist das 
Umweltbewuötsein zu fördern und die Be- 
reitschaft zur Gesundheitsvorsorge zu ver- 

mehren. Dazu wäre auch die Wohn- und Ar- 

beitsplatzhygisne mehr als bisher zu be- 
achten. 
Die primäre Versorgung der Bevölkerung 
mit Ärzten, Fachärzten usw. Ist sicherzu- 
stellen. Um eine regional ausgeglichene 
Versorgung zu erzielen, sollen weiterhin 
Ordinatlons-Neugröndungen, aber auch 
die Adaptlerung bestehender Praxen geför- 
dert werden. Zur Entlastung der Ambulato- 
rien und Arnbulanzen, die vor allem zur prä- 
und poststationären Behandlung von Spi- 
talspatienten eingerichtet wurden, soll die 
Zahl der niedergelassensn Fachärzts ver- 
mehrt werden. 
Die Gesamtzahl der Krankenhausbsttsn in 
Wien ist zwar ausreichend, die räumliche 
Verteilung der Krankenhauskapazitätsn ist 
jedoch, vor allem durch den Bau des 
Schwerpunktkrankenhauses im Sozialme- 
dizinischen Zentrum Ost, zu verbessern. 
Dadurch können dringend benötigte Pfle- 
gehelmbetten geschaffen werden. 

Verkehr 
Trotz wirtschaftlicher Stagnation und stei- 
gender Treibstoffpreise hat der Grad der 
Motorisierung in den letzten Jahren in 
Wien weiter zugenommen. Erhöhtes Ver- 

kehrsaufkommen und die ständig steigen- 
de Zahl von Kraftfahrzeugen wirken sich 
negativ auf die Umwelt aus, vor allem in 
den bereits stark belasteten dichtbebauten 
Gebieten Wiens. 
Die Verkehrssysteme sollen so weiterent- 
wickelt werden, daß einerseits die Bsdorf- 
nisse von Bevölkerung und Wirtschaft bes- 
ser befriedigt werden können, anderseits 
aber die durch den Verkehr entstehende 
Beeinträchtigung der Lebensqualität gerin- 
ger wird. Die Bedörfnisse der im Verkehrs- 
geschehen benachteiligten Gruppen (Kin- 
der, alte Menschen usw. ) sind besonders zu 
beachten. Die stärkere Beröcksichtigung 
und Förderung des Fuögänger- und Radver- 
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kehre sind notwendig. Der Individualver- 
kehr soll mit Ausnahme des notwendigen 
Wirtschafte- und Einkaufsverkehrs einge- 
schränkt, dem öffentlichen Verkehr soll 
Vorrang eingeräumt werden. Der öffentli- 
che Verkehr ist kurzfristig vor allem durch 
die Steigerung der Attraktivität des vorhan- 
denen Netzes (mit Beschleunigungspro- 
grammen usw. l, durch neue Formen der 
Steil platzbewirtschaftung und die Errich- 
tung leistungsfähiger Park-and-ride-Anla- 
gen zu fördern. 
Neben der funktionellen Gliederung des 
Straßennetzes in höherrangige Straßen 
und dazwischenliegende verkehrsberuhig- 
te Gebiete ist es eine der Hauptaufgaben 
der Verkehrspolitik, die Voraussetzungen 
för den Bau von Stellplätzen fQr die Wohn- 
bevölkerung außerhalb des Straßenraums 
zu schaffen. Dabei ist vor allem die Frage 
der Finanzierung wesentlich. Mehrere Lö- 

sungsansätze stehen zur Diskussion, etwa 
der Einsatz von Mitteln aus der Mineralöl- 
steuer und/oder die Mitfinanzierung durch 
die Autobesitzer. In den Zielgebieten des 
Berufspendelverkehrs ist die Zahl der Stell- 
plätze zu begrenzen, so daß ein möglichst 
großer Teil der Pendler auf öffentliche 
Verkehrsmittel umsteigt. Zur Verbesserung 
der Umweltqualität und zur Verringerung 
des Verkehrsaufkommens sind Fußgänger- 
zonen, Wohnstraßen und verkehrsberuhig- 
te Zonen sowie Fußwegenetze einzurich- 
ten, die gleichzeitig als Begegnungs- und 
Kommunikationsbereiche dienen sollen. 
Der Ausbau des Grundnetzes för Radfahrer 
im dichtbebauten Stadtgebiet sowie die 
Erweiterung der Möglichkeiten des Rad- 
fahrens zu den Erholungsräumen ist zu 
fördern. Zur Senkung der Kosten, des Flä- 
chenbedarfs sowie der Umweltbeeinträch- 
tigungen sind die Richtlinien för den Stra- 
öenausbau, vor allem för Autobahnen, den 
speziellen Erfordernissen der Stadtstruktur 
und des Stadtverkehrs anzupassen. 
Der Ausbau der hochrangigen Netze des 
öffentlichen Verkehre und des Individual- 
verkehrs erfordert hohen Kapitaleinsatz 
und lange Bauzeiten. Diese Maßnahmen 
werden kurzfristig nicht wirksam und sind 
daher den bisher angeföhrten nachzurei- 
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hen. Die Arbeiten an der zweiten Ausbau- 
phase der U-Bahn (U 6 zwischen Friedens- 
bröcke/Heiligenstadt und Siebenhirten, U 3 
zwischen Erdberg und Vorortelinie) und bei 
der S-Bahn (Ausbau der Vorortelinie und 
Verbesserung der Flughafen-S-Bahn) sind 
bereits angelaufen. Die Verlängerungen 
der Straßenbahnlinien O, 26, 32, 67 (66) und 
71 entsprechend der angestrebten Sied- 
lungsentwicklung sollen nur bei Auswei- 

tung bzw. Verdichtung der jeweiligen Sied- 
lungsgebiete verwirklicht werden. Auf der 
U4 sollen zusätzliche Stationen (Rein- 
prechtsdorfer Straße, Rampengasse) er- 
richtet, die Zugänglichkeit soll durch Stege 
Ober den Donaukanal und den Wienfluß er- 
höht werden. 
In Abstimmung mit dem räumlichen Leit- 
bild ist in der dritten Ausbauphase des öf- 
fentlichen Verkehre ein weiterer Ausbau 
des U- und S-Bahnnetzes vorzusehen: die 
U3 soll von Erdberg nach Simmering ver- 
längert werden, die U6 von der Gürtel- 
stammstrecke Ober die Brigittenau nach 

62 

Floridsdorf. Bei der Netzerweiterung der 
S-Bahn sind die Einbindung der Neusiedler 
S-Bahn in die Flughafen-S-Bahn, die Ver- 

längerung des S-Bahnbetriebes von Meid- 

ling zur Hofwiesengasse, die Verlängerung 
der Stadlauer S-Bahn und die Verlängerung 
der Vorortelinie bis zur Hofwiesengasse 
vorgesehen. 
Nach Fertigstellung der dntten Ausbau- 
phase können unter Bedachtnahme auf die 
bis dahin eingetretene Entwicklung in den 
Randbezirken Wiens die Linien U 1, U 3 und 
U 6 weiter verlängert werden. Auch die Auf- 

spaltung der U 2 im Raum Landesgericht in 

zwei Linien nach Hernals und zur Volks- 
oper wird auf ihre Zweckmäßigkeit zu prü- 

fen sein. 
Die folgenden Maßnahmen für den Indivi- 
dualverkehr sind zum Teil Fortführungen 
schon eingeleiteter oder kurzfristig einzu- 
leitender Aktivitäten. Stadtstrukturell wirk- 
sam können sie erst mittel- und langfristig 
im größeren Netzzusammenhang werden. 
Im höherrangigen Straßennetz ist vor allem 

61 

die Tangente entlang der Donau bis zum 
Knoten Kaisermühlen (A 22) beschleunigt 
auszubauen. Der Ausbau des Straßennet- 
zes im 21. und 22. Bezirk erfordert noch um- 

fangreiche Trassenstudien auf Grundlage 
des räumlichen Leitbildes. Ähnliche Unter- 
suchungen sind auch zum hochrangigen 
Straßennetz im 11. Bezirk notwendig. Zur 
Verbesserung der Einbindung des regiona- 
len Straßennetzes ist der rasche Wsiterbau 
des Außenrings im Süden Wiens, der Aus- 

bau der B16 im Raum Rothneusledl, der 
817 im Raum Wienerberg, der 812 zwi- 

schen Atzgersdorf und Bronn/Gebirge und 
der B222 zwischen Altmannsdorfer und 
Breitenfurter Straße anzustreben. 
Hinsichtlich des Ausbaus des Gürtels und 
der Wiener Westeinfahrt sind noch wesent- 
liche Entscheidungsgrundlagen offen. Aus 
Sicht der Stadtentwicklung soll bei der Su- 
che nach Lösungen die Verbesserung der 
Umweltbedingungen in den angrenzenden 
Stadtgebieten im Vordergrund stehen und 
nicht die Erhöhung der Verkehrskapazität. 
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59 Künftiger Ststlonsbereich Bahnhof „Wien 
Mitte" (Lsndetrsüs) Im Zuge des Ausbaus 
der 03 

60 Künftige Ausgestaltung der Msrlshüfsr Strs. 
Se nach Fsrtigsteüung der U 3 

61 Künftige U. Bahn. Station Längenfeldüssse 
Im Zuge des Ausbaus der U 6 
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Kunst und Kultur 
Die Kuiturstadt Wien steht heute mehr 
denn je im Mittelpunkt des internationalen 
interesses. Die Pfiege des Oberaus reichen 
kulturellen Erbes ist daför genauso 
entscheidend wie die Offenheit för neue 
Entwicklungen. Voraussetzung ist eine 
Kulturpolitik, die die Entwicklung der seib- 
ständigen, kreativen und solidarischen Per- 
söniichkeit ermöglicht, indem sie das 
kOnstierische und geistige Schaffen för- 
dert und schQtzt. 
Die Erhaltung und Bewahrung gewachse. 
nsr Kuiturstätten soll unter Mitwirkung des 
Bundes durch Verbesserung des Bauzu- 
stands, des Ausstattungs- und Sicherheits- 
standards wirtschaftlich abgesichert wer- 
den. Durch Einbeziehung der Bundes- 
theater und Bundesmuseen in die Kultur- 
arbeit der Stadt Wien soll der Status Wiens 
ais internationales Kuiturzsntrum ausge- 
baut werden. Neben traditionellen Kunst- 
formen muß die Entwickiung aiternativer 
Gruppen und Kuiturunternshmsn gefördert 
werden. Schöpferische Menschen sind 
durch Preise, Stipendien, Aufträge usw. , 
aber auch durch Hilfe bei der Verbreitung 
und Verwertung von könstierischen Wer- 
ken in Veranstaltungen, Aussteiiungen, 
Aufföhrungen usw. zu unterstötzen. The- 
matisch verknöpfbare Veranstaitungsrei- 
hen, wie Festwochen, Literaturwochen 
usww soiisn während des ganzen Jahrs 
neue Pubiikumsschichten erschiießen. Ge- 
zielte Fremdenverkehrswerbung im inter- 
nationalen Städtetourismus för die Wiener 
Kultur soll die wirtschaftliche Basis stär- 
ken. 
Der Zugang zu allen kulturellen Einrichtun- 
gen ist för jedermann durch Abonnsment- 
systeme, gönstige Leihbedingungen usw. 
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65 „Zelt der Puppen" — Festwochen 1954 
88 Revltagslerung hlstodsch wertvoller Sau. 

substanz In der Schönlaterngasse im 1. Se. 
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87 Volksschulen 
Entwicklung der Schöler. und Klsssenzahlen 
1967 — 1984 

68 Entwicklung des Schulbesuchs der 5. bis 
8. Schulstufe 1987-1984 

69 Projekt Schule Köhlergasse Im 18. Sezlrk 
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wirtschaftlich sicherzustellen. Initiativen 
för aktive Freizeitgestaltung und Fortbil- 
dungseinrichtungen sind zu unterstötzen, 
die Werbung för Gruppenaktivitäten kultu- 
reller Art ist zu erleichtern. Die Schaffung 
neuer Kultur- und Kommunikationszentren 
ist zu ermöglichen, etwa durch Umwid. 

mung freiwerdender Gebäudekomplexe an 
geeigneten Standorten. Auf Wien bezoge- 
ne Themen in Wissenschaft und For- 
schung sollen weiterhin besonders unter- 
siötzt werden. Das kulturelle Leben in den 
Bezirken soll durch Unterstötzung loka- 
ler Initiativen, Bezirkskulturvereinigungen 
usw. welter ausgebaut werden. Mit Hilfe 
von gesetzlichen und steuerlichen MaB- 

nahmen sind mehr als bisher neben der 
öffentlichen Hand andere Sponsoren zu 
finden. Die Erhaltung und Pflege kulturhi- 

storisch wertvoller Baudenkmäler und 
städtebaullcher Ensembles ist ebenso zu 
fördern wie die Stadtgestaltung im gesam- 
ten Stadtgebiet. 

Bildung 
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Wien bietet eine groBe Vielfalt an Lern- und 

Bildungsmöglichkeiten, die von keinem an- 
deren Bundesland Österreichs erreicht 
wird. Bildung soll durch das Aufzeigen ge- 
sellschaftlicher Zusammenhänge, durch 
Erziehung zu Solidarität und Förderung der 
Urteilsfähigkeit die Grundlage för ein sinn- 
erfölltes Leben des einzelnen schaffen. 
Keinesfalls darf Bildung auf die Vermitt- 

lung von Fähigkeiten zur Berufsausöbung 
reduziert werden. 
Die gegenwärtig röckläufige Zahl an 
Pflichtschölern in Wien ermöglicht nicht 
nur geringere Kjassenschölenahlen, auch 
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Umbaumaßnahmen sind einfacher. Im Zuge 
der Stadterneuerung ist daher eine qualita- 
tive Verbesserung der Pflichtschulen her- 
beizuführen; fehlende Freiräume bei Schu- 
len im dicht bebauten Stadtgebist beispiels- 
weise können durch Grünflächen neben 
der Schule oder durch Verlegungen der 
Schulen an günstigere Standorte geschaf- 
fen werden. Bei allen Schulneubauten ist 
auf eine optimale Lage und auf ein ange- 
messenes Ausmaß an Freiflächen Bedacht 
zu nehmen. Dazu gehört auch die Siche- 
rung der Schulwege durch verkehrsorgani- 
satorische Maßnahmen bzw. Verkehrsberu- 
higungen in der Umgebung der Schulen. 
Pflichtschulbauten sind flexibel zu gestal- 
ten, damit auch andere als die konventio- 
nellen Unterrichtsformen ermöglicht wer- 
den. 
Es sind bauliche und organisatorische Vor- 
aussetzungen in ausreichendem Maß zu 
schaffen, damit Kindern in der schulfreien 
Zeit am Nachmittag ein sinnvolles Freizeit- 
angebot und schulergänzende Hilfen zur 
VerfOgung stehen. Neben der Vermehrung 
der Ganztagsschulen sind andere ganztä- 
gige Betreuungseinrichtungen in zumutba- 
rer Entfernung und ausreichend bereitzu- 
stellen. 
Durch geeignete Informationen sind den 
Jugendlichen, die vor der Berufswahl ste- 
hen, Chancen und Möglichkeiten der Lehr- 
berufe näherzubringen. Darüber hinaus ist 
ein weiteres Berufsschulgebäude in einem 
nordöstlichen oder südlichen Stadtteil zu 
schaffen und es sind die bereits begonne- 
nen Modernisierungsprogramme zügig 
fortzusetzen. 
Der Zugang zu allgemeinbildenden Schu- 
len ist vorallem fürdieBewohnernordöstli- 
cher und südlicher Randbezirke durch den 
Neubau von Schulen zu verbessern. Auch 
Zahl und Standorte der berufsbildenden 
mittleren und höheren Schulen sollen ent- 
sprechend der steigenden Nachfrage er- 
höht werden. 
Der Raumbedarf der Universitäten ist im 
Hinblick auf steigende Hörerzahlen und 
wachsende Anforderungen der Forschung 
durch den Bau geeigneter Objekte zu 
decken. Wissenschaftliche Forschungsar- 
beiten, insbesondere solche, die innovatio- 
nen für heimische Betriebe zum Ziel haben, 
sind zu unterstützen. Neben der Förderung 
zur Errichtung von Studentenheimen sind 
auch Altbauwohnungen für Studenten her- 
anzuziehen. 
Schulen sollen auch Kommunikationszen- 
tren für den umliegenden Wohnbereich 
sein und der außerschulischen Jugendbe- 
treuung, der Erwachsenenbildung und dem 
Sport dienen. Um ihrer Aufgabe, Anleitung 
für ein sinnvoll erfülltes Leben zu geben, 
gerecht werden zu können, sind Einrichtun- 
gen der Erwachsenenbildung und der 
außerschuiischen Jugendbetreuung so be- 
reitzustellen, daß räumliche Entfernung 
kein Hindernis bei der Inanspruchnahme 
darstellt. Das Zusammenwirken öffentli- 
cher und privater Stellen bei der Planung 
von Einrichtungen des Bildungswesens ist 
zu fördern. 

70 Entwicklung der ordentlichen Hörer En Wie. 
ner unlvorsltäten 1ES7-1SSS 

71 Neue Wirtschaftsuniversltot Eul dem über. 
bauten Gelände des Franz JGEEIE-Bahnhofe 
im S. Bezirk 
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Grünraum, Erholung und 
Sport 
Rund die Hälfte des Wiener Stadtgebiets 
besteht aus Grön- und Frelflächen, doch 
ist die Grönflächenversorgung Innerhalb 
der Stadt sehr unterschiedlich. In den grön- 
derzeitlichen Vierteln herrscht vor allem 
groBer Mangel an Naherholungsgrönflä- 
chen, in den Stadtrandsiedlungen sind 
trotz guter Grönversorgung vor allem ge- 
stalterische Mängel vorzufinden. 
Die typischen Natur- und Kulturlandschaf- 
ten innerhalb und auBerhalb der Landes- 
grenzen Wiens sind bei der Stadtentwick- 
lung zu beröcksichtigen. Sie sollen erhal- 
ten und erlebbar gemacht werden. Dazu ist 
die rechtliche Sicherung von landschaftli- 
chen Schutzgebieten, vor allem im SOden, 
Södosten und Nordosten der Stadt, durch- 
zuföhren. Strukturverbessernde MaBnah- 
men, wie die Erhöhung des Waldanteils am 
Södrand und im Nordosten, die Verbesse. 
rung der Grundwassersituation im Prater 
und in der Lobau, sollen die deutlich aus- 
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geprägten verschiedenen Landschaftsty- 
pen langfristig lebensfähig erhalten. Im 
Nordosten und im Vorland des Blsambergs 
sind Gebiete als „Schutzgeblet Wald- und 
Wissengürtel" auszuweisen. Gleiches gilt 
für die Schließung des Grüngürtels am 
Südrand, wo die landschaftlichen Erho- 
lungs- und Frelflächen am Goldberg und 
Johannesberg umzuwidmen sind. Die Aus- 
gestaltung des Wienerberggeländes soll 
beschleunigt werden. 

Radiale Grünkeile sind zu schaffen und von 
jeder Bebauung frei zu halten. Sie sollen 
möglichst tief in das dichtbebauts Stadt- 
gebiet hineinreichen und durch tangentiale 
Grünzüge untereinander verbunden wer- 
den. Die Grünflächenversorgung der Sisd- 
lungsgebiete soll durch Grünvsrbindungen 
verbessert werden. Im dichtbebauten Ge- 
biet ist der Ankauf von Grundstücken für 
die Schaffung von Grün- und Freiflächsn zu 
forcieren. In den bestehenden Parkanlagen 
ist das Angebot an Freizeit- und Erholungs- 
einrlchtungen durch die Differenzierung in 

Spiel- und Ruhebereiche zu vergrößern so- 
wie eine ausreichende Abschirmung ge- 
genüber den Verkehrsflächen vorzuneh- 
men. Straßen und Plätze sollen entspre- 
chend ihrer Eignung als Aufenthaltsräume 
gestaltet werden. Vorhandene Parkanlagen 
sind durch Einbeziehung der sie umgeben- 
den Straßen zu vergrößern und qualitativ zu 
verbessern. Ein Fuß- und Radwegenetz soll 
die einzelnen Grünanlagen miteinander 
verbinden. Bestehende Innenhöfe sollen 
zur gemsinschaftlichsn Nutzung begrünt 
werden. Die bereits bestehenden Normen 
zur pädagogischen Ausgestaltung von Kin. 
derspielplätzen sollen in Wien mehr Ver. 
blndlichkelt erlangen. Alternative Aufent- 
haltsmöglichkeiten für Kinder und Jugend- 
liche, z. B. Wohnstraßen, Spielräume usw. , 
sollen vor allem im dichtbebauten Stadtge- 
biet angeboten werden. Aber auch Indu- 
strie- und Gswsrbegebiets sind durch 
Grünflächen aufzulockern, um den Be- 
schäftigten kurzzeitige Erholung zu si. 
ehern. 
Um der Tendenz entgegenzuwirken, Frei- 
zeit mit Stadtf lucht gleichzusetzen, sollen 
die Freizeiteinrichtungen erweitert und die 
Stadt selbst als Freizeitraum erlebbar ge. 
macht werden. Hallen- und Freiraumanla- 
gen sind nach Möglichkeit allgemein zu- 
gänglich zu machen und Klsinanlagen wei- 
ter auszubauen. Im dichtbebauten Gebiet, 
vor allem innerhalb des Gürtels, sind Mög- 
lichkeiten zur sportlichen Betätigung zu 
schaffen. In Form von Kinder- und Jugend- 
spielplätzen sind Einrichtungen für Ball. 
spielmöglichkeiten zu errichten. Es sind 
vermehrt Sporthallen für die Deckung der 
steigenden Nachfrage nach wetter. und 
saisonunabhängigen Formen der Sport. 
ausübung zu bauen. 
Bestehende Kinderfrsibädsr sollen durch 
zusätzliche Sport- und Spieleinrichtungen 
qualitativ verbessert werden. In den mit 
Bademöglichkeiten unterversorgten inner. 
städtischen Bezirken sollen kleinere Be- 
zirkshallenbäder Abhilfe schaffen. Beim 
Ausbau des Wienerberggeländes ist der 
Standort für ein Bad als Teil eines Freizeit- 
zentrums zu sichern. Frei zugängliche Ba- 
deplätze und Badeteiche sollen weiter aus- 
gebaut und mit Folgeeinrichtungsn ausge- 
stattet werden. 
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Bestehende Friedhöfe sind zu erhalten und 
auszubauen, Flächen för die Erweiterung 
sind zu sichern. Zur besseren Nutzung för 
die Erholung und zur Verbesserung der 
ökologischen Situation sollen Friedhöfe 
mit einem gröBsren Grönanteil ausgestat- 
tet werden. 
Neue Kleingärten sind in annehmbarsr Er- 

rsichbarkeit von den Wohngebieten zu er- 

richten. Die Bestimmungen im Kleingarten- 
gesetz Ober die Parzellengrööen und Ge- 
bäudegröBen sind zu modifizieren, um den 
Charakter einer Grönlandnutzung för Klein- 
gärten zu bewahren. Zur Entlastung des 
Klsingartenbedarfs ist die Schaffung von 
Alternativen in Form von Terrassenwohnun- 
gen, Gartenhöfen usw. zu fördern. Im Rah- 
men des öffentlichen FuB- und Radwege- 
systsms soll die Durchgängigkeit in den 
Kleingartenanlagen erhöht werden. Neue 
Klsingärten sind vor allem im 21. Und 22. 
Bezirk und am Södrand der Stadt auszuwei- 
sen. 

Lage der Klelngärtsn 
Kiel sah e I h 0 IM hla h n 

U t t tes schiet 

W Id 

Elnwohnerdlohts lzusemmsnfssssnds Darstellung) 
I k ihl 80 El ch IHekta sauf lache) 

Mittel (80 — 270 El h IH kt h uflache) 

Dicht (ahn 270 Ei chn EH kt 8 flache) 

lind ph»M~ d k IM»n hd pl I dm 

79 Grgnksil zwischen Florldsdorf uad Kegrsn 
Im Nordosten Wlsns 

79 Hemergngpsrk Im 9. Bezirk 
77 Innenhof In der Slsboostemgesse Im 7. Se. 

zlrk 
79 Klslngsrtsnldygs 
79 Klslngärtnedsoh gsnutzte Fläohtm 

Stand 1993 
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Verwirklichung 

Finanzierung des 
Stadtentwicklungsplans 
Die mit dem Stadtentwicklungsplan ange- 
strebten Zielsetzungen stellen in ihrer 
Gesamtheit hohe Anforderungen an das in- 
vestitionsbudget der Stadt Wien. Den tat- 
sächlich notwendigen investitionsaufwand 
abzuschätzen, ist allerdings ebensowenig 
möglich, wie den Zeitraum anzugeben, in 

dem diese Investitionen durchgeführt wer- 
den könnten. Da die Verwirklichung langfri- 
stiger Investitionspläne ohnedies immer 
wieder neuen technischen, ökonomischen 
und gesellschaftlichen Anforderungen und 
Möglichkeiten angepaßt werden muß und 
überdies wesentlich von den Budgetein- 
nahmen abhängt, gilt es eher, Grundsätze 
für die Investitionstätigkeit festzulegen, 
als scheingenaue Investitionspläne für die 
mittlere bis längere Frist zu erstellen. 
Die Tatsache aber, da8 kein zeitlich gestaf- 
felter Finanzplan für die Summe jener M a8- 
nahmen, die im Stadtentwicklungsplan als 
notwendig und wünschenswert angeführt 
sind, erstellt werden kann, hei8t jedoch 
nicht, daß nicht für die entscheidenden 
großen Projekte der Finanzbedarf und die 
Folgekosten ermittelt werden müssen. Nur 
so können mittel- und kurzfristige finanziel- 
le Entscheidungen getroffen werden, die 
mit den langfristigen Zielvorstellungen der 
Wiener Kommunalpolitik übereinstimmen. 
Die vom jeweiligen Stand des Wissens aus 
gesehenen realistischen Finanzbedarfs- 
vorstellungen bilden die Grundlage der 
jährlichen Budgeterstellung. Diese Bud- 
gets müssen nicht zuletzt daran gemessen 
werden, inwieweit sie die im Stadtentwick- 
lungsplan enthaltenen Ziele realisieren 
helfen. Die langfristigen Zielvorstellungen 
des Stadtentwicklungsplans, die mittelfri- 
stigen Einnahmenschätzungen der Stadt, 
die Bedarfsvorausschätzungen der größe- 
ren Investitionsvorhaben sowie die jährli- 
chen Budgets müssen eine Einheit darstel- 
len. Daß dabei zwischen kommunalpoli- 
tisch Wünschenswertem und finanziell 
Möglichem oft schmerzvolle, aber notwen- 
dige Kompromisse geschlossen werden 
müssen, ist einsichtig. 
Das Ausmaß dieser Kompromisse hängt 
wesentlich vom finanziellen Spielraum der 
Stadt Wien ab. Dieser wiederum wird ent- 
scheidend durch die allgemeine wirt- 
schaftliche Entwicklung bestimmt. Alle 
mittel- und langfristigen Prognosen gehen 
dabei von einem gegenüber den siebziger 
Jahren geringeren Wirtschaftswachstum 
für Österreich und damit — wahrscheinlich 
sogar verstärkt — auch für Wien aus. Je- 
denfaüs, je geringer das Wachstum aus- 
fällt, desto enger ist unvermeidlich der 
Spielraum des Budgets. Andererseits je- 
doch kann und muß auch die kommunale 
Budgetpolitik einen Beitrag zu einer positi- 
ven Wirtschafte- und Beschäftigungsent- 
wicklung leisten. Überdies ist der Schutz 
der sozial Schwachen vor den ungehemm- 
ten Auswirkungen der Wirtschaftskrise 
auch eine vorrangige kommunale Aufgabe. 
Bei aller Notwendigkeit, auch im Rahmen 
der öffentlichen Haushalte zu sparen und 
den wirtschaftlichen Realitäten Rechnung 
zu tragen, müssen diese Schwerpunkte in 

den Budgets bzw. auch in den Sparmaß- 
nahmen zum Ausdruck kommen. Dabei ist 
in den nächsten Jahren verstärkt von gege- 
benen Grundsätzen auszugehen. 
Auch wenn die Ziele des Stadtentwick- 
lungsplans schwerpunktmäßig durch öf- 
fentliche Investitionen erreicht werden, so 
können öffentlich finanzierte Investitionen 
nur einen Teil der notwendigen Maßnah- 
men darstellen. Gesellschaftliche Ziele 
müssen ebenso wie für kleinere Gruppen 
relevante Ziele — in Zeiten finanzieller 
Beengtheit stärker als sonst — auch durch 
private Aktivitäten erreicht werden. So 
kann die große Aufgabe der Stadterneue- 
rung nur durch eine Kombination und Er- 

gänzung öffentlicher Investitionen, öffent- 
licher Förderungsausgaben und privater In- 

itiativen gemeistert werden. Nicht nur 
private Investitionen und andere Maßnah- 
men, sondern auch überlegte und zielge- 
rechte Verhaltensweisen aller Bürger sind 
notwendig, um die angestrebten Ziele zu 
erreichen. Das gilt für eine höhere Benüt- 
zung der öffentlichen Verkehrsmittel eben- 
so wie für eine möglichst weitgehende 
„Müilvermeidung", um die notwendigen fi- 
nanziellen und sonstigen geseüschaftli- 
chen Kosten (Beeinträchtigung der Luft 
und der Landschaft usw. ) zur Beseitigung 
des anfallenden MOlls zu minimieren. In 

Fortsetzung kommunaler Zielsetzungen 
aus der Zwischenkriegszeit — z. B. in der 
Sozial- und Gesundheitspolitik Julius Tand- 
lers — muß wieder vermehrt versucht wer- 
den, durch kostengünstige Maßnahmen 
der Vorsorge und Prävention Probleme zu 
vermeiden, deren Beseitigung nachträglich 
hohe Kosten verursacht. 
Ein weiterer fundamentaler Ausgangs- 
punkt aller Überlegungen muß das Bewußt- 
sein sein, daß dem hohen Nutzen der Inve- 
stitionen oft hohe Kosten gegenüberste- 
hen. Ohne zu werten, sollen hier einige 
Erfahrungswerte aus der unmittelbaren 
Vergangenheit angeführt werden (jeweils 
mit der Preisbasis 1983). So erforderte ein 
Kilometer U-Bahn-Bau in der geschlosse- 
nen Bauweise 1, 8 Mrd. S, in der offenen 
Bauweise 800 Mio. S. Der Bau eines Kilo- 
meters Straßenkanal kostet 10 Mio. S, die 
Errichtung einer Wohnung mit etwa 80 bis 
90m'1 Mio. S. Jedenfalls sollten allen Bür- 
gern stärker als in der Vergangenheit die 
oft hohen finanziellen Belastungen, die mit 
einzelnen Investitionen verbunden sind, 
deutlich gemacht werden. Darüber hinaus 
sollten zunehmend Kosten-Nutzen-Überle. 
gungen in die Bewertung verschiedener in- 

vestitionsprojekte einbezogen werden. 

In den letzten Jahren wurden einige größe- 
re und längerfristige investitionsprojekte in 
Angriff genommen. Der „freie" Investitions- 
spielraum der nächsten Jahre ist damit 
durch den zukünftigen Finanzbedarf der 
schon begonnenen Investitionsprojekte 
eingeschränkt. Dies gilt vor allem für die 
neuen U-Bahn-Linien und das Allgemeine 
Krankenhaus. Letzteres weist voraussicht- 
lich Investitionsspitzen für die Jahre 
1985 — 1989 auf, mit Maximalanforderun- 
gen an das städtische Budget von etwas 
Ober 2 Mrd. S jährlich. 
Einem gleich hohen Investitionsaufwand 
stehen je nach Projekt unterschiedlich 
hohe Folge- und Betriebskosten gegen- 
Ober. Diese Folgekosten müssen, stärker 

als dies in der Vergangenheit geschehen 
ist, in die Beurteilung von Projekten mitein- 
bezogen werden. Dies kann allerdings 
nicht bedeuten, da8 verschiedene Investi- 
tionen bloß nach ihren Folgekosten bewer- 
tet und gereiht werden sollten. Bei annä- 
hernd gleicher Aufgabenerfüllung und 
gleich hohen Investitionskosten wären je- 
doch die Projekte mit den geringeren Fol- 
gekosten vorzuziehen 
Die Finanzierung von Investitionen und Be- 
triebskosten belastet die Stadt Wien — je. 
denfalls längerfristig — in unterschiedli- 
chem Maße. Zum Teil tragen andere Ge- 
bietskörperschaften, besonders der Bund, 
einen Teil der Investitionskosten (z. B. Aü- 

gemeines Krankenhaus, U-Bahn) bzw. die 
Betriebskosten (beim Konferenzzentrum 
ganz, beim AKH den „klinischen Mehrauf- 
wand"), zu einem anderen Teil werden die 
Kosten (der Investition bzw. der Bewirt- 
schaftung) mehr oder weniger vom Benüt- 
zer finanziert (z. B. bei Wohnungen im Rah- 
men der Miete und der Betriebskosten). Je 
mehr andere Rechtsträger (Bund, Länder, 
Sozialversicherungsträger usw. ) zur Finan- 
zierung herangezogen werden können, de- 
sto geringer fällt die budgetäre Belastung 
der Stadt Wien aus. Ähnliches gilt für die 
Finanzierungsbeteiligung der Benützer. 
Hier jedoch sind in höherem Ausma8 sozia- 
le Komponenten mitzuüberlegen. Ein we- 
sentlicher Investitionszweck wird verfehlt, 
wenn durch die Gestaltung und Höhe der 
Kostenbeteiligung sozial Schwächere un- 
zumutbar belastet und/oder durch finan- 
zielle Barrieren von der Nutznießung öf- 
fentlicher Einrichtungen, Dienste usw. 
Oberhaupt ausgeschlossen werden. 
Der Investitionsspielraum eines Landes 
bzw. einer Gemeinde hängt infolge der 
österreichischen Finanzverfassung sehr 
wesentlich von der Mittelausstattung im 
Rahmen des Finanzausgleichs und ähnli- 
cher Finanzierungsregelungen ab. Tenden- 
ziell ist auch in den letzten Jahren der rela- 
tive Anteil Wiens an den insgesamt verfüg- 
baren Mitteln gesunken. Trotz einiger im 
Finanzausgleich erfolgreicher Vereinba- 
rungen in den letzten Jahren blieb eine 
Reihe von Wiener Wünschen und Forderun- 
gen unerfüllt. So zum Beispiel eine stärke- 
re Berücksichtigung der Stadterneuerungs- 
erfordernisse bei der Zuteilung von Mitteln 
für den Wohnbau, ebenso bei der Finanzie- 
rung von Projekten im öffentlichen und In- 

dividualverkehr. Bezüglich der Spitalsko- 
sten gibt es Forderungen an den Bund (z. B. 
erhöhter Beitrag zum klinischen Mehrauf- 
wand), an andere Länder (Abgeltung der 
Kosten von Fremdpatienten und von Aus- 
bildungsleistungen) und an die Sozialversi- 
cherungsträger (erhöhte Kostenbeteili- 
gung bei Ambulanzleistungen und mobilen 
Versorgungseinrichtungen zur Entlastung 
der Spitäler). 
Der in der Statistik aufgrund der Volkszäh- 
lung ausgewiesene Rückgang der Wiener 
Bevölkerung bewirkt eine relativ sinkende 
Ausstattung der Stadt mit finanziellen Mit- 
teln. Nicht im gleichen Ausmaß jedoch 
sinkt die Beanspruchung der städtischen 
Infrastruktur. Überdies sind öffentliche In. 
vestitionen nicht zuletzt gerade deshalb 
notwendig, um die Attraktivität der Stadt zu 
heben. Besonders gilt dies für Maßnahmen 
und Einrichtungen, die Kindern und Ju- 
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gendlichen zugutekommen, wie Kindergär- 
ten, Spielplätze, Jugendzentren usw. Die 
Tatsache, daß es sich dabei nicht um im en- 
geren Sinne produktive und nach außen hin 
auffällige Investitionen handelt, darf nicht 
zu einer Vernachlässigung dieser vielen 
Ober das Stadtgebiet verstreuten Maßnah- 
men führen. Nicht nur größere Investitions- 
vorhaben, wie z. B. der U-Bahn-Bau, bestim- 
men den Charakter einer Stadt, sondern 
auch eine Fülle kleinerer Projekte. Sie be- 
kommen sogar in Perioden geringerer fi- 

nanzieller Spielräume aufgrund ihrer an- 
passungsfähigeren Planung, Gestaltung 
und Nutzung erhöhte Bedeutung im Rah- 
men der Maßnahmen zur Attraktivitätsstei- 
gerung der Stadt Wien. 

Mitwirkung der Bevölkerung, 
Dezentralisierung 
Es gibt wichtige Gründe, warum in Zukunft 
die Stadtentwicklung vermehrt unter Mit- 

wirkung der Bevölkerung vor sich gehen 
soll: 
In den letzten Jahren haben die Menschen 
lauter vernehmbar diese Mitwirkung ver- 

langt. Die gesellschaftliche Entwicklung 
der letzten Jahrzehnte brachte eine stärke- 
re Differenzierung der Bevölkerung mit 
sich. Viele verschiedene Gruppierungen 
verlangten zu Recht die Berücksichtigung 
ihrer Wünsche. Die Menschen lernen zu- 

nehmend, ihre Bedürfnisse selbst und 
deutlich zum Ausdruck zu bringen. Das ge- 
stiegene Bildungsniveau und die vermehr- 
te Freizeit versetzten sie dazu in die Lage. 
Neue Interessen, wie z. B. das ökologische 
Denken, motivierten vor allem junge Men- 

schen, sich in der Kommunalpolitik zu en- 
gagieren. All diese, für ein demokratisches 
Gemeinwesen hocherfreulichen Entwick- 
lungen verlangen nach geänderten Pla- 
nungsv Entscheidungs- und Durchfüh- 
rungsverfahren, die die unmittelbare 
Mitwirkung der Bevölkerung stärker durch- 
setzen sollen. Es ist entscheidend, die Be- 
völkerung frühzeitig in den Entwicklungs- 
prozeß einzubinden, damit nachträglich 
nicht unnötige Verzögerungen eintreten. 
Dabei ist die Gefahr nicht zu übersehen, 
daß einzelne und Gruppen, die ihre Interes- 
sen lautstark und drastisch artikulieren, 
diese durchsetzen können, auch wenn sie 
nicht im Einklang mit den WQnschen der 
oftmals schweigenden Mehrheit stehen 
und negative Auswirkungen auf das Ge- 
meinwesen nach sich ziehen. Hier gilt es, 
einen tragbaren Weg des Ausgleichs zu fin- 

den, sollen wichtige Entscheidungen nicht 
dem Zufall oder dem Recht des Stärkeren 
überlassen bleiben. Weiters ist zu beach. 
ten, daß Planungs- und Umsetzungsprozes- 
se sich oft Ober mehrere Jahre erstrecken 
und sich inzwischen die Zusammenset- 
zung der betroffenen Bevölkerung, ihre 
Interessen und ihr Problembewußtsein 
wandeln. Die Mitwirkung der Bevölkerung 
erfordert also sowohl seitens der Stadtver- 
waltung als auch seitens der Bevölkerung 
die Lernfähigkeit und den guten Willen zur 
Zusammenarbeit. 
Man muß im Auge behalten, daß der große 
Schwerpunkt der zukünftigen Stadtent- 
wicklung in der Stadterneuerung liegt. Da- 
bei geht es um die Umstrukturierung von 
bereits bebauten und bewohnten Gebieten. 

Hier kann die Politik nur erfolgreich sein, 
wenn eine enge Zusammenarbeit zwischen 
ansässiger und betroffener Bevölkerung 
einerseits und Verwaltung und Erneue- 
rungsträgern andererseits hergestellt wer- 
den kann. Dies umso mehr, da die Stadtver- 
waltung sich zur „sanften" Stadterneue- 
rung, also zur sorgfältigen Berücksichti- 
gung der vorhandenen Bevölkerung und 
Baustruktur, entschlossen hat. Die Bevöl- 
kerungsbeteiligung verspricht somit, die 
Effizienz der sanften Stadterneuerung zu 
erhöhen. 
Um nun die Mitwirkung der Bevölkerung 
optimal zu gewährleisten, wurden schon 
seit einiger Zeit Veränderungen im Aufbau 
der Stadtverwaitung vorgenommen. Dabei 
kann es aber keinen Endpunkt geben. So 
wird es auch zukünftig nötig sein, bürokra- 
tische Barrieren zu beseitigen, die Informa- 
tionsarbeit zu vertiefen, den Behördenzu- 
gang zu erleichtern, die Einsichts- und 
Außerungsmöglichkeiten auszubauen, die 
direkten Betätigungsfelder auszuweiten. 
Dadurch wird es auch möglich werden, ein- 
zelne Fachkompetenzen verstärkt auf Be- 
zirksebene zusammenzuführen. 
Je kleinteiliger und Qberschaubarer der Le- 
bensbereich ist, dem die Bürger gegen- 
überstehen, desto eher wird die Mitsprache 
und Mitwirkung der Bevölkerung erleich- 
tert. Daher ist ein wichtiger Eckpfeiler der 
fortschreitenden Demokratisierung die De- 
zentralisierung der Verwaltung. Durch das 
NäherrQcken von Verwaltung und Bevölke- 
rung soll ein verbesserter Zugang zu den 
Verwaltungseinrichtungen geschaffen wer- 
den. 
Das räumliche Entwicklungskonzept des 
Stadtentwicklungsplans ist zugleich ein 
Schritt zu verstärkter Dezentralisierung. Es 
betont die Aufwertung der Haupt- und Be- 
zirkszentren, die die Eigenständigkeit des 
Bezirkslebens fördern. 
In den letzten Jahren wurden mehr Kompe- 
tenzen auf die Bezirksebene verlagert, wo- 
durch die Kooperation zwischen Zentral- 
und Bezirksverwaltung intensiviert werden 
konnte. In Zukunft sollen weitere geeignete 
Aufgabenbereiche auf die Bezirke übertra- 
gen werden. Zweifellos ist es nicht einfach, 
das Ausmaß und die Art der Dezentralisie- 
rung festzulegen, denn in einem verflochte- 
nen Gefüge wie dem einer Großstadt muß 
immer ein Teil der Planungs- und Entschei- 
dungskompetenz von einer Zentralverwal- 
tung wahrgenommen werden, da sonst der 
Blick für Zusammenhänge verlorenginge. 
Umgekehrt mag mitunter die Dezentralisie- 
rung auf die Ebene einer Gruppe von Bezir- 
ken, mitunter aber bis herunter zu einer 
größeren Wohnhausanlage, sinnvoll sein. 
Dabei muß jedoch berücksichtigt werden, 
daß Dezentralisierung kein Selbstzweck 
sein soll, sondern ein Instrument zur ver- 

stärkten Demokratisierung des Stadtent- 
wicklungsprozesses darstellt. 

Anpassung der 
Planungsinstrumente 
Um die Stadtentwicklungsplanung als 
Steuerungsinstrument zur Wirkung zu brin- 
gen, sind Maßnahmen zu treffen, welche 
die Durchsetzung des Stadtentwicklungs- 
plans sicherstellen. Der Grad der Durch- 
setzbarkeit bestimmt die Stabilität der Pla- 

nung und der wesentlichen Planungsziele. 
Hiebei muß jedoch die Flexibilität der Pla- 
nung gewahrt bleiben. Es werden folgende 
Maßnahmen vorgeschlagen: 

Zweistufiges Planungsverfahren 
Um die Kontinuität und Stabilität der Pla- 
nung zu gewährleisten und die Leitbild- 
funktion des Stadtentwicklungsplans wirk- 
sam werden zu lassen, ist das bestehende 
Planungsinstrumentarium auf die Anforde- 
rungen der Stadtentwicklungsplanung aus- 
zurichten. Das in der Praxis bestehende 
einstufige Planungsinstrument Flächen- 
widmungs- und Bebauungsplan soll daher 
in ein zweistufiges übergeführt werden. 
In der übergeordneten Stufe sollen in gene- 
ralisierter Form die mittel- und längerfristi- 
gen Ziele der zukünftigen Flächennutzung 
und der Verteilung der Funktionen planlich 
und verbal dargestellt werden. Außerdem 
soll sie die Grundlage für die Koordination 
aller raumwirksamen Tätigkeiten sein. 
Die Inhalte und Verfahren der beiden Pla- 
nungsinstrumente sind ihren Funktionen 
entsprechend aufeinander abzustimmen. 
In den Planungsinstrumenten ist eine wei- 
tergehende Koordination mit anderen Ge- 
bietskörperschaften zu verankern. Weiters 
soll der Informationsgehalt der Planungs- 
instrumente, z. B. durch Ersichtlichma- 
chung (Darstellung) von Planungea überge- 
ordneter Stellen oder von Nutzungsbe- 
schränkungen, erhöht werden. Ebenso soll 
die Verständlichkeit graphischer und textli- 
cher Darstellungen verstärkt werden. Ver- 

besserungen bei der Beteiligung von inter- 
essensvertretungen und der betroffenen 
Bevölkerung sowie der Anhörungsrechte 
sind in allen Planungsstufen zu verankern. 

Stadtentwicklungskommisslon 
Es soll eine Stadtentwicklungskommis- 
sion eingerichtet werden, in der alle Res- 
sorts politisch vertreten sind. Sie soll mit 
wesentlichen Fragen der Stadtentwicklung 
befaßt werden. Insbesondere hat sie jene 
Konzepte und Maßnahmen zu beraten, die 
eine Anderung des vorliegenden Stadtent- 
wicklungsplans bewirken könnten. 

Organisatorische Maßnahmen 
Es ist durch organisatorische Maßnahmen 
sicherzustellen, daß die Tätigkeit des Ma- 
gistrats sowie eger sonstigen Stegen Im 
Einflußbereich der Stadt Wien, die für die 
Stadtentwicklung wesentliche Aufgaben 
erfüllen, auf die Stadtentwicklungspclitik 
abgestimmt wird. 
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80 Flächenwldmung Wien und Nschbsrgemelnden 

Wien 

Bauland 
Wohnpebiet 
w. aesnhafts lad I ~ Garlensledl ngsgebl I ~ G lsohlea Sa gebiet ~ Gs Gesnhafts fanal 

Ga. ast t hab p bl t 

I d etdw bl t 
iallerplatze, Ulndetlaohen 

Verkehrsband 

tträntand ~ ländllohes Gebiet ~ Edel npepeblet 

S h t*p bi t ~ Frledhot 

~ Bcndergeblet 

Zusätzlich dsrgestegt 
G dfla h fa Offe tll h Z k ~ Gewasse ~ Stm si ge 

Nachbargemeinden (vereinlachte Ftächenwtdmung) 

G ofla higesEh*lu g g bl t 

V Ig di d ins hftg bit 

G widmetss siedle g g bi i th h buhte 

Gewidmetes s edl ngsgewet mit m ttlerer oder geri g cl hi 

~ Ge Id t sl dl gedeutet mit wrwiepe d bat lebliohe nutze p 
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